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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 
Egbert 
Nitsch 
(Rendsburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit besteht ein Zusmamenhang zwischen 
den Bemühungen der Bundesregierung, die Frei- 
lassung des Ehepaars Mauss aus seiner Unter- 
suchungshaft in Kolumbien zu erreichen und der 
geplanten, vorzeitigen Haftentlassung des aus 
Kolumbien stammenden Plutoniumschmugglers 
Justiniano Torres Benitez sowie der Entlassung 
möglicherweise weiterer kolumbianischer Bür- 
ger aus ihrer Untersuchungs- bzw. Strafhaft in der 
Bundesrepublik Deutschland (s. Frankfurter 
Rundschau vom 16. April 1997)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 30. April 1997 

Es besteht kein Zusammenhang. 


2. Abgeordneter 

Heinz-Georg 

Seiffert 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die vom Auswärtigen Amt bereit- 
gestellten Finanzmittel zur Förderung der inter- 
nationalen Verständigung durch Jugendaus- 
tausch im kommunalen Bereich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 30. April 1997 

Im Haushaltsjahr 1996 stellte das Auswärtige Amt insgesamt 540000 DM 
zur Förderung des internationalen Jugendaustausches im kommunalen 
Bereich zur Verfügung. Hiervon erhielten jeweils 180000 DM der Deut- 
sche Städtetag, der Deutsche Städte- und Gemeindebund und der Deut- 
sche Landkreistag. 


3. Abgeordneter Wie viele Projekte wurden 1996 gefördert? 

Heinz- Georg 
Seiffert 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 30. April 1997 

Die drei kommunalen Spitzenverbände förderten nach eigenen Angaben 
im Haushaltsjahr 1996 insgesamt 153 Maßnahmen. 


4. Abgeordneter 

Heinz-Georg 

Seiffert 

(CDU/CSU) 


Wie war die. durchschnittliche Fördersumme, und 
wie hoch sind die Verwaltungskosten für die 
Organisation und Abwicklung dieser Förderung 
zu veranschlagen? 


1 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 30. April 1997 

a) Die durchschnittliche Fördersumme pro Maßnahme belief sich auf 
3500 DM. 

b) Angaben über Verwaltungskosten können von der Bundesregierung 
nicht gemacht werden. Die Mittel werden von den Spitzenverbänden in 
eigener Verantwortung verwaltet und an die Mitgliedskommunen auf 
Antrag vergeben. Die kommunalen Rechnungsprüfungsämter nehmen 
die Verwendungskontrolle vor. Dieses Verfahren wurde mit dem Aus- 
wärtigen Amt aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung vereinbart. 


5. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung einen ungefähren 
Überblick über Umfang und Wert des infolge des 
Zweiten Weltkrieges in polnische Verfügung 
gelangten deutschen Kulturgutes sowie über 
dessen Verbleib? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 30. April 1997 

Nach dem Zweiten Weltkrieg gelangten in den ehemaligen deutschen 
Ostgebieten befindliche Kulturgüter in polnische Verfügung. Dabei han- 
delte es sich nicht nur um Kulturgüter, die in diesen Gebieten gelegen 
waren, sondern in nicht unbeträchtlichem Ausmaß auch um Kulturgüter, 
die von Museen, Bibliotheken und Privatpersonen z. B. aus Berlin zum 
Schutz vor Kriegseinwirkungen ausgelagert worden waren und später von 
den polnischen Behörden in Besitz genommen wurden. 

Die Dokumentationsstelle des Bundesministerium des Innern in Berlin 
sammelt und bearbeitet entsprechende Hinweise und Erkenntnisse zu 
kriegsbedingt verlagerten Kulturgütern. Einen genauen und im einzelnen 
spezifizierten Überblick über alle in polnische Hände gelangten Kultur- 
güter aus deutschem öffentlichem und privatem Eigentum und über ihren 
Wert hat die Bundesregierung jedoch nicht. Allein die heute in der Biblio- 
thek der Krakauer Jagiellonen-Universität befindlichen Bestände der frü- 
heren Preußischen Staatsbibliothek zu Berlin, die während des Krieges in 
das Kloster Grüssau evakuiert worden waren, sind von sehr großem, im 
einzelnen allerdings nicht zu bezifferndem materiellen Wert, der jedoch 
für die Bundesregierung nicht entscheidend für ihre Rückführungsbemü- 
hungen ist. Es geht ihr in diesem Zusammenhang vielmehr ausschließlich 
um den immateriellen Wert dieser Bestände, die ein wesentlicher 
Bestandteil des deutschen Kulturerbes sind und - nach Auffassung der 
Bundesregierung - an ihren angestammten Platz in Berlin zurück- und mit 
den dortigen Sammlungsbeständen zusammengeführt werden müssen. 


6. Abgeordnete 
Erika 
Steinbach 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es sechs Jahre nach 
Unterzeichnung des „Vertrages über gute Nach- 
barschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit 
vom 17. Juni 1991" mit Polen für ein Zeichen von 
guter Zusammenarbeit, daß bis zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt entgegen Artikel 28 Abs. 3 des o. g. 
Vertrages keine Rückgabe deutschen Kultur- 
gutes seitens Polens erfolgt ist? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 30. April 1997 


Die Bundesregierung bedauert, daß es trotz mehrerer Verhandlungsrun- 
den mit der polnischen Seite auf der Grundlage von Artikel 28 Abs. 3 des 
deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages bisher noch nicht gelungen 
ist, konkrete Rückführungen von Kulturgütern zu vereinbaren. 

Sie ist jedoch zuversichtlich, daß ihre Bemühungen, auf der oben genann- 
ten Grundlage eine für beide Seiten akzeptable Lösung des schwierigen 
Rückführungsproblems zu erreichen, mit Geduld und der notwendigen 
Sensibilität im Rahmen der bestehenden freundschaftlichen und vertrau- 
ensvollen bilateralen Beziehungen zum Erfolg führen werden. 


7. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß polnische 
Staatsarchive keine Auskunft erteilen über die in 
ihren Aktenbeständen vorhandenen Angaben 
über den Verbleib von in der Zeit von 1945 bis 
1950 in Lagerhaft gehaltenen und verschollenen 
Deutschen sowie von deutschen Kindern, die den 
Müttern bei deren Einweisung in Internierungs- 
lager zwangsweise weggenommen wurden, so- 
weit deren Schicksal ungeklärt blieb? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 30. April 1997 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß polnische Staatsarchive in der 
Regel keine derartigen Auskünfte erteilen. Während der kommunisti- 
schen Ära beruhte dies darauf, daß die während der Nachkriegszeit an 
Deutschen begangenen Verbrechen tabuisiert wurden. 

Seit der politischen Wende in Polen ist über diese Periode der Vergangen- 
heit eine öffentliche Diskussion in Gang gekommen. Die Erkenntnis, daß 
nur die vollständige Betrachtung der Vergangenheit dauerhafte Freund- 
schaft zwischen Deutschen und Polen schaffen kann, setzt sich auch in 
Polen immer mehr durch. Die Bundesregierung begrüßt diese Entwick- 
lung. 

Ob und wann dies zu einer weiteren Öffnung der polnisch-en Archive füh- 
ren wird, vermag die Bundesregierung nicht zu beurteilen. Artikel 17 des 
polnischen Archivgesetzes vom 14. Juli 1983 sieht die Öffnung der Archive 
für die Allgemeinheit nach 30 Jahren vor, sofern rechtliche Interessen des 
polnischen Staates oder polnischer Bürger nicht entgegenstehen. Gemäß 
Artikel 16 Abs. 4 bedürfen Ausländer für die Einsicht in Archivmaterial der 
Genehmigung der Direktion des Staatsarchivs. Wird diese nicht erteilt, so 
ist eine solche Entscheidung nicht anfechtbar. 


3 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


8. Abgeordneter 

Heinz-Georg 

Seiffert 

(CDU/CSU) 


Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, der 
Praxis einiger Ausländer, die nach Verlassen 
ihrer ehemaligen Staatsangehörigkeit die deut- 
sche Staatsangehörigkeit angenommen haben 
und anschließend ihre ehemalige Staatsangehö- 
rigkeit wieder annehmen und somit eine dop- 
pelte Staatsbürgerschaft aufbauen, durch den 
zwangsweisen Entzug der deutschen Staatsbür- 
gerschaft gegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 30. April 1997 

Die Bundesregierung verfolgt Hinweise auf Vorgehensweisen von Ein- 
bürgerungsbewerbern und Eingebürgerten, wie sie in der Fragestellung 
geschildert werden, mit Aufmerksamkeit. Ihnen kann jedoch nicht mit 
einem zwangsweisen Entzug der deutschen Staatsangehörigkeit begeg- 
net werden. 

Nach Artikel 16 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) darf die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht entzogen werden. Gemäß Artikel 16 Abs. 1 
Satz 2 GG darf der Verlust der Staatsangehörigkeit nur aufgrund eines 
Gesetzes und gegen den Willen des Betroffenen dann eintreten, wenn der 
Betroffene dadurch nicht staatenlos wird. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts (Beschluß vom 22. Juni 1990 - 2 BvR 116/90- 
NJW 1990, 2193) ist Entziehung der Verlust der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit, den der Betroffene nicht beeinflussen kann. 

Damit ist ein jeglicher zwangsweiser Entzug der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit untersagt. In der zitierten Entscheidung hat das Bundesverfas- 
sungsgericht festgestellt, daß die in § 25 Abs. 1 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes (RuStAG) getroffene Verlustregelung mit Arti- 
kel 16 Abs. 1 GG vereinbar ist; danach geht die deutsche Staatsangehörig- 
keit durch den Antragserwerb einer ausländischen nur verloren, wenn der 
Antragsteller weder Wohnsitz noch dauernden Aufenthalt im Inland hat. 
Um den in Rede stehenden Vorgehensweisen entgegenzuwirken, kommt 
daher eine Aufhebung dieser „Inlandsklausel" in Betracht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


9. Abgeordnete 

Christa 

Lörcher 


(SPD) 


Welche Daten, mit welcher Relevanz, liegen der 
Bundesregierung vor zu sexuellen Übergriffen 
von Ärzten, Psychologen und Psychotherapeuten 
gegenüber Patientinnen/Patienten, und wie kön- 
nen nach Meinung der Bundesregierung Opfer- 
schutz und Strafverfolgung der Täter verbessert 
werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 2. Mai 1997 

Die Frage ist von der Bundesregierung im Zusammenhang mit dem von ihr 
am 22. April 1997 beschlossenen Entwurf eines . . . Strafrechtsänderungs- 
gesetzes - § 174 c StGB (. . . StrÄndG) geprüft worden. Für den Bereich 
psychotherapeutischer Behandlungsverhältnisse bejaht sie einen gesetz- 
geberischen Handlungsbedarf. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die 
Begründung des beigefügten Entwurfs Bezug genommem Die der Bun- 
desregierung vorliegenden Daten beruhen auf dem vom Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend herausgegebenen For- 
schungsbericht „Sexuelle Übergriffe in Psychotherapie und Psychiatrie". 


10. Abgeordneter 

Egbert 

Nitsch 

(Rendsburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Haben die zuständigen Behörden aufgrund der 
einschlägigen Vorwürfe des CIA und BND (vgl. 
dpa, 2. Februar 1997) strafrechtliche Ermittlun- 
gen gegen Justiniano Torres Benitez wegen des 
Verdachts nachrichtendienstlicher Tätigkeit für 
den russischen Geheimdienst durchgeführt, und 
inwieweit wurde dieses Ermittiungsergebnis bei 
der Entscheidung über eine vorzeitige Haftent- 
lassung des Torres Benitez berücksichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 2. Mai 1997 

Der für die Verfolgung von Straftaten der geheimdienstlichen Agenten- 
tätigkeit zuständige Generalbundesanwalt hat kein Verfahren gegen 
Torres Benitez wegen Verdachts geheimdienstlicher Agententätigkeit 
(§ 99 StGB) für einen russischen Nachrichtendienst geführt. Die Entschei- 
dung über die Haftentlassung des Torres Benitez fällt in die Zuständigkeit 
der Justizbehörden des Freistaates Bayern. Über die Gründe des Abse- 
hens von der weiteren Vollstreckung der Strafe des Torres Benitez hat das 
Bayerische Staatsministerium der Justiz den Vorsitzenden des 1. Unter- 
suchungsausschusses „Plutonium" der 13. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages mit Schreiben vom 10. April 1997 unterrichtet. 


11. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 

(SPD) 


Wie weit sind nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Vorbereitungen der Bundesländer zur 
Einführung des neuen Insolvenzrechts zum 
1. Januar 1999 getroffen, und werden alle 
Bundesländer in der Lage sein, das notwendige 
Personal zur Verfügung zu stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 7. Mai 1997 

Im Hinblick auf die Verantwortung für die Schaffung der personellen und 
sachlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des Insolvenzrechts zum 
1. Januar 1999 können nur diese eine genaue und vollständige Auskunft 
über den Sachstand der Vorbereitungsarbeiten geben. 

Die Erkenntnisse der Bundesregierung über den Stand der Umsetzungs- 
vorbereitungen im Personal- und Sachbereich durch die Bundesländer 
bezieht sich auf den Sachstand Ende 1996. 
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Die meisten Länder halten präzise Angaben zum Umsetzungsbedarf noch 
nicht für möglich. In einer Reihe von Ländern sind bereits zusätzliche 
Stellen im Hinblick auf den geschätzten Personalmehrbedarf geschaffen 
worden. 

Baden-Württemberg hat aus Anlaß der Einführung des neuen Insolvenz- 
rechts noch keine zusätzlichen Stellen geschaffen. Der Ministerrat hat 
aber zugestimmt, daß im Hinblick auf die Insolvenzrechtsreform 1996 
20 Rechtspflegeanwärter über den Ersatzbedarf hinaus zusätzlich zur 
Ausbildung zugelassen werden. 

In Bayern wurden im Haushalt 1995/96 für das Haushaltsjahr 1996 
50 zusätzliche Stellen für Rechtspflegeanwärter geschaffen. In Branden- 
burg sollten 1996 20 zusätzliche Rechtspflegeanwärter eingestellt wer- 
den. In Mecklenburg-Vorpommern wurden in den Jahren 1995 und 1996 
insgesamt 37 Rechtspflegeanwärter eingestellt, teilweise über den ermit- 
telten Bedarf hinaus. Ein Teil dieser Rechtspflegeanwärter soll den Per- 
sonalmehrbedarf durch die Umsetzung des Insolvenzrechts abdecken. In 
Niedersachsen wurden zusätzliche neue Stellen nicht geschaffen. Jedoch 
wurden 1995 und 1996 je zehn zusätzliche Nachwuchskräfte in vorhan- 
dene, urpsün glich zur Einsparung vorgesehene Stellen übernommen. In 
Rheinland- Pfalz sind keine neuen Stellenzuweisungen erfolgt. Zusätz- 
liche Stellen für Rechtspflegeanwärter sind nach Auskunft des Landesju- 
stizministeriums nicht erforderlich, da bereits über den Bedarf hinaus aus- 
gebildet wird. Im Saarland sind bisher Stellenneuzuweisungen nicht 
erfolgt und auch nicht geplant. Auch in Sachsen sind Stellenneuzuweisun- 
gen für die Auswirkungen der Insolvenzrechtsreform bislang nicht erfolgt, 
ein Teil des Stellenmehrbedarfs soll dort durch Umschichtungen inner- 
halb des Justizbereichs gedeckt werden. In Schleswig-Holstein sind bis- 
lang zehn neue Ausbildungsstellen für Rechtspflegeanwärter zur Ver- 
fügung gestellt worden. In Thüringen ist noch keine Entscheidung über 
zusätzliche Stellen erfolgt. 

Aus den übrigen Bundesländern liegen der Bundesregierung derzeit noch 
keine Erkenntnisse vor. 

Inwieweit die Bundesländer in der Lage sein werden, bis 1999 noch weite- 
res Personal zur Verfügung zu stellen, entzieht sich der Einschätzung der 
Bundesregierung. Der von den Bundesländern geschätzte erforderliche 
Personalmehrbedarf liegt jedenfalls über den derzeit geschaffenen 
zusätzlichen Stellen. 

Das Verbraucherinsolvenzverfahren wird neue Anforderungen an den 
Bereich der außergerichtlichen Schuldenregulierung stellen. Die Bundes- 
länder werden bestimmen, welche Stellen als geeignete Stellen für die 
außergerichtliche Schuldnerberatung in Betracht kommen werden. Auf 
der Grundlage eines von der Bund-Länder- Arbeitsgruppe „Verein- 
fachung des neuen Insolvenzverfahrens'' gef-ertigten Musterentwurfs für 
ein Landesausführungsgesetz zur Insolvenzordnung erarbeiten die Bun- 
desländer bereits entsprechende Ausführungsgesetze. Ein erster Entwurf 
für Baden-Württemberg ist der Bundesregierung bekannt. Des weiteren 
prüfen die Länder nach Kenntnis der Bundesregierung, inwieweit sie 
abweichend von der Konzentrationsregelung der Insolvenzordnung 
zusätzliche Amtsgerichte als Insolvenzgerichte bestimmen. 

Zur Vereinheitlichung und Vereinfachung der Anträge und der erforder- 
lichen Unterlagen für das Verbraucherinsolvenzverfahren und die Rest- 
schuldbefreiung erarbeitet eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der Bun- 
desländer unter Federführung Nordrhein-Westfalens Mustervordrucke 
für das Verbraucherinsolvenzverfahren, die auch für den EDV-Einsatz 
nutzbar sein sollen. Auch hier liegen erste umfangreiche Entwürfe vor. 
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Weiter bereiten einige Bundesländer die Praxis bereits durch Fortbil- 
dungsmaßnahmen, teilweise durch umfangreiche Verfahrenssimula- 
tionen, auf das neue Insolvenzrecht vor. 


12. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Finger 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf den Erlaß 
des nordrhein-westfälischen Justizministers, 
wonach wegen Überbelegung der Gefängnisse in 
NRW unter bestimmten Voraussetzungen sogar 
zu lebenslanger Haft verurteilte Mörder gleich in 
den „offenen Vollzug" kommen können (vgl. 
Aachener Zeitung vom 10. April 1997)? 


13. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Finger 

(CDU/CSU) 


In welchen anderen Bundesländern gibt es nach 
Kenntnis der Bundesregierung ähnliche Erlasse? 


Antwort des Farlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 2. Mai 1997 


Nach § 10 Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) soll ein Gefangener 
mit seiner Zustimmung in einer Anstalt oder Abteilung des offenen Voll- 
zuges untergebracht werden, wenn er den besonderen Anforderungen 
des offenen Vollzuges genügt und namentlich nicht zu befürchten ist, daß 
er sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen oder die Möglichkeiten 
des offenen Vollzuges zu Straftaten mißbrauchen werde. Weitere darüber 
hinausgehende Bedingungen für die Unterbringung im offenen Vollzug 
stellt das Gesetz nicht auf. Dies gilt auch bei zu lebenslanger Freiheits- 
strafe Verurteilten. 

Hiervon ausgehend regeln die Landesjustizverwaltungen die örtliche und 
sachliche Zuständigkeit der Justizvollzugsanstalten auch des offenen 
Vollzuges in einem Vollstreckungsplan (§ 152 StVollzG). Der seit dem 
1. Januar 1997 geltende Vollstreckungsplan für das Land Nordrhein- 
Westfalen sieht vor, daß alle Verurteilten, die sich auf freiem Fuß befinden 
und eine Freiheitsstrafe zu verbüßen haben, in einer Anstalt des offenen 
Vollzuges unterzubringen sind. Dies entspricht Regelungen, wie sie auch 
die für den Freistaat Sachsen und Hessen erlassenen Vollstreckungs- 
pläne vorsehen. Anknüpfungspunkt dieser Regelungen ist die Entschei- 
dung des erkennenden Gerichts, den zu einer Freiheitsstrafe Verurteilten 
bis zum Straf antritt in Freiheit zu belassen. 

Für eine Reaktion der Bundesregierung besteht aufgrund der Gesetzes- 
lage kein Anlaß. 


14. Abgeordneter 

Reinhard 

Schultz 

(Everswinkel) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, § 265 StGB in 
der Weise zu ergänzen, daß auch die wissentliche 
Schadensverursachung eines Steuerberaters als 
Versicherungsbetrug zu Lasten seiner Haft- 
pflichtversicherung gilt, und wie beurteilt sie die 
Aufforderung zu solchem Handeln? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 7. Mai 1997 

Gemäß § 265 StGB (Versicherungsbetrug) wird bestraft, wer in betrügeri- 
scher Absicht eine gegen Feuersgefahr versicherte Sache in Brand setzt 
oder ein Schiff, welches als solches oder in seiner Ladung oder in seinem 
Frachtlohn versichert ist, sinken oder stranden macht. Während durch 
diese Vorschrift lediglich bestimmte, in dem von Ihnen dargestellten Sach- 
verhalt wohl nicht einschlägige Verhaltensweisen im Vorfeld des Betru- 
ges pönalisiert werden, ist der Betrug selbst in § 263 StGB unter Strafe 
gestellt. Dieser Straftatbestand kann auch dadurch verwirklicht werden, 
daß eine Versicherung hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen 
ihrer Leistungspflicht getäuscht und auf diese Weise zu einer rechtsgrund- 
losen Zahlung veranlaßt wird. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu- 
weisen, daß Haftpflichtversicherungen grundsätzlich nicht zur Erbrin- 
gung von Leistungen zur Regulierung vorsätzlich verursachter Schäden 
verpflichtet sind. Täuscht also ein Versicherungsnehmer seiner Haft- 
pflichtversicherung vor, daß ein in Wahrheit vorsätzlich herbeigeführtes 
Schadensereignis nicht vorsätzlich verursacht wurde, so kann er sich 
wegen versuchten oder - wenn er auf diese Weise seine Versicherung zu 
einer Zahlung veranlaßt - wegen vollendeten Betruges strafbar machen. 
Die Aufforderung zu einem Betrug kann zur Strafbarkeit wegen Anstif- 
tung (§ 26 StGB) führen. Richtet sich die Aufforderung an unbestimmt 
viele Menschen, so kommt eine Bestrafung gemäß § 1 1 1 StGB (Öffentliche 
Aufforderung zu Straftaten) in Betracht. Letztlich läßt sich die Frage nach 
der Strafbarkeit immer nur unter Berücksichtigung aller Umstände des 
jeweiligen Einzelfalls beantworten. 

Nach alledem gibt der von Ihnen dargestellte Sachverhalt nach Auffas- 
sung der Bundesregierung keinen Anlaß für eine Gesetzesänderung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


15. Abgeordneter 

Wolf gang 
Behrendt 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung bei den Bau- 
vorhaben auf dem Gelände des ehemaligen Flug- 
platzes Gatow mit den dort vorhandenen Alt- 
lasten, insbesondere den Kerosionbelastungen, 
umzugehen, und für welchen Zeitpunkt ist eine 
Altlastensanierung geplant? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 29. April 1997 


Die für eine Bebauung mit rd. 1 200 Eigenheimen vorgesehenen Flächen 
des ehemaligen Flugplatzes Gatow sind nur punktuell belastet. Diese 
Flächen werden im Zuge der Baureifmachung im erforderlichen Umfang 
saniert. 
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16. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Steuermindereinnahmen, die 
der Bundesminister der Finanzen in den finan- 
ziellen Auswirkungen der Steuerreform (Refe- 
rentenentwurf) dusgewiesen hat, sich 1998 bis 
2000 durch die Selbstfinanzierungslücke der 
Netto-Steuersenkungen um jeweils ein Drittel 
mindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 30. April 1997 

In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur besteht ein weitgehender 
Konsens darüber, daß Steuersenkungen die Leistungsanreize und die 
Investitionsbereitschaft erhöhen. Infolgedessen steigt das Bruttoszozial- 
produkt, was wiederum auch höhere Steuereinnahmen zur Folge hat. 
Internationale Erfahrungen, z. B. in den USA, und Rechnungen wissen- 
schaftlicher Institute, z. B. des Rheinisch-Westfalischen Instituts für Wirt- 
schaftsforschung, weisen einen Selbstfinanzierungseffekt von rd. einem 
Drittel der ursprünglichen Nettoentlastung aus. Da der exakte Selbst- 
finanzierungseffekt jedoch von den gesamten wirtschaftlichen Rahmen- 
bedingungen abhängt und im speziellen Fall auch zeitlich verzögert ein- 
treten kann, ist die genannte Größenordnung als grobe Schätzung zu 
interpretieren. 


17. Abgeordneter 

Markus 

Meckel 

(SPD) 


Welche Beträge hat die Bundesregierung seit der 
Vereinigung zur Unterstützung des Konver- 
sionsprozesses in den östlichen Bundesländern 
zur Verfügung gestellt, und wie stellt sich die 
Verteilung auf die einzelnen Bundesländer dar? 


18. Abgeordneter Für welche Maßnahmen wurden diese Mittel ver- 

Markus wendet? 

Meckel 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 30. April 1997 


Im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 1992 wurde der Länderanteil 
am Umsatzsteueraufkommen ab 1993 um 2 Prozentpunkte (von 35% auf 
37%) erhöht. Im Vermittlungsausschuß einigte man sich damals auf eine 
Empfehlung, wonach die Senkung des Bundesanteils am Umsatzsteuer- 
aufkommen insbesondere auch zur finanziellen Flankierung der Folgen 
des Truppenabbaus dienen sollte. Daneben erfahren die Länder ab 1995 
eine zusätzliche Entlastung durch die Erhöhung des Mehrwertsteuer- 
satzes von 14% auf 15% im Jahr 1993. Diese Mittel waren bis 1994 zur 
Finanzierung der Aufstockung des Fonds „Deutsche Einheit" bestimmt 
und können seit 1995 auch zum Ausgleich der Konversionslasten der 
betroffenen Länder verwendet werden. Die geschätzten Beträge teilen 
sich auf die neuen Länder wie folgt auf (in Mio. DM); 
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1993 

1994 

1995 

Brandenburg 

128 

138 

287 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

92 

100 

207 

Sachsen 

231 

250 

518 

Sachsen-Anhalt 

139 

150 

311 

Thüringen 

127 

137 

284 

Insgesamt 

717 

1 

775 

1 

1 607 


Dem Bund liegen keine Angaben über die Verwendung dieser Mittel für 
Maßnahmen der Länder zur Unterstützung des Konversionsprozesses vor. 


19. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Pfaff 

(SPD) 


Warum können die finanziellen Auswirkungen 
der Selbstfinanzierungseffekte der von der Bun- 
desregierung vorgeschlagenen Steuerreform 
{„Petersberger Steuervorschläge") nicht quanti- 
fiziert werden, wie dies vom Bundesminister der 
Finanzen in der öffentlichen Sitzung des Finanz- 
ausschusses am 16. April 1997 eingeräumt wor- 
den ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 30. April 1997 


Der Bundesminister der Finanzen hat in der erwähnten Sitzung des 
Finanzausschusses deutlich gemacht, daß der Selbstfinanzierungseffekt 
der Nettoentlastung nach internationalen Erfahrungen und wissenschaft- 
lichen Berechnungen mit rd. einem Drittel zu veranschlagen ist. Eine 
exakte Quantifizierung der Selbstfinanzierungswirkung der geplanten 
Steuerreform in der Übersicht über die finanziellen Auswirkungen, wie er 
im Gesetzentwurf enthalten ist, wäre aber nicht sinnvoll, weil der genaue 
Umfang der Reaktion der Steuerpflichtigen auf Steuersenkungen nicht 
mit hinreichender Sicherheit vorherzusehen ist. Entsprechend werden 
nach dem Vorsichtsprinzip die finanziellen Auswirkungen von Steuer- 
rechtsänderungen in Gesetzestableaus grundsätzlich mit ihrer Primärwir- 
kung, d. h. ohne mögliche Rückwirkungen infolge von Verhaltensände- 
rungen der Steuerpflichtigen, angegeben. 


20. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Welche Probleme erachtet die Bundesregierung 
hinsichtlich der Beschäftigungssituation und 
-Perspektive ziviler Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter bei den alliierten Streitkräften in Deutsch- 
land als besonders gravierend? 


21. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
getroffen, um der aktuellen und künftigen Lage 
dieser Beschäftigten gerecht zu werden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 30. April 1997 

Die Bundesregierung teilt die Arbeitsplatzsorgen der Zivilbeschäftigten 
bei den Stationierungsstreitkräften. Sie ist sich auch der Probleme bewußt, 
die Entlassungen bei der heutigen Arbeitsmarktlage und in überwiegend 
strukturschwachen Regionen für jeden einzelnen betroffenen Arbeitneh- 
mer mit sich bringen. 

Für Arbeitnehmer, die aus militärischen Gründen entlassen werden, 
wurde bereits 1973 der Tarifvertrag zur sozialen Sicherung der Arbeitneh- 
mer bei den Stationierungsstreitkräften im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland (TV Soziale Sicherung) abgeschlossen. Dieser Tarifvertrag 
ermöglicht unbestritten eine weitgehend sozialverträgliche Abfederung 
des Arbeitsplatzabbaus. Die Kosten aus diesem Tarifvertrag - derzeit 
ca. 100 Mio. DM jährlich - gehen zu Lasten des Bundeshaushalts. 

Soweit Arbeitnehmer aus Rationalisierungsgründen und wegen der Priva- 
tisierung von Aufgaben, die bisher von Zivilbeschäftigten durchgeführt 
worden sind, von Entlassungen bedroht sind, ist am 25. April 1997 ein 
„Tarifvertrag über den Schutz der Arbeitnehmer bei den Stationierungs- 
streitkräften bei Rationalisierungsmaßnahmen und über zusätzliche 
Leistungen bei Entlassungen wegen Truppenreduzierungen" mit den 
Gewerkschaften vereinbart worden, der Verbesserungen vorsieht. Die 
Urabstimmung ist für die Zeit vom 28. bis 30. April 1997 terminiert. 

Die Bundesregierung hat nach den bestehenden völkerrechtlichen Ver- 
einbarungen keine Möglichkeit, einen bestimmten Beschäftigungsstand 
für zivile Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften einzufordern. 
Sie wird jedoch - wie bereits in der Vergangenheit - ihre Kontakte nutzen, 
um sich - nicht zuletzt auch im Interesse der Akzeptanz der Truppenstatio- 
nierung - für den Erhalt von möglichst vielen zivilen Arbeitsstellen einzu- 
setzen. 


22. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spüler 

(SPD) 


Wie erfüllt die Deutsche Bundesbank die ihr in § 3 
des Bundesbankgesetzes zugewiesene Aufgabe, 
für die bankmäßige Abwicklung des Zahlungs- 
verkehrs mit dem Ausland zu sorgen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 6. Mai 1997 


Während die Bundesbank im Inland ein wettbewerbsneutrales Zahlungs- 
verkehrsangebot zur Abwicklung von Großbetrags- und Massenzahlun- 
gen zur Verfügung stellt, ist sie - wie auch die übrigen EU-Zentralban- 
ken - bisher im Auslandszahlungsverkehr weniger aktiv. Zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben hält sie jedoch für den Auslandszahlungsverkehr zwei 
Verfahren vor: 

- im Arbeitsgebiet „Auslandszahlungsverkehr" (AZV) wickelt sie über 
Korrespondenzbankverbindungen mit anderen Zentralbanken und 
Geschäftsbanken primär Großbetragsüberweisungen für den Staat und 
internationale Organisationen sowie Kreditinstitute ab. 

- Im Arbeitsgebiet „Masse" wickelt sie in ihrer Hausbankfunktion für 
den Staat grenzüberschreitende Massenzahlungen wie z. B. Sozialver- 
sicherungs- und Wiedergutmachungszahlungen ab. 
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Die Bundesbank tritt bei Abwicklung des kommerziellen Auslandszah- 
lungsverkehrs grundsätzlich nicht in Konkurrenz zum Kreditgewerbe. Sie 
wirkt aber durch aktive Unterstützung bzw. Begleitung von Projekten zur 
Förderung der Funktionsfähigkeit und der Effizienz der Verfahren des 
Auslandszahlungsverkehrs auf das Kreditgewerbe ein. Ferner beobachtet 
die Bundesbank im Rahmen ihrer allgemeinen Überwachungsfunktion, 
die von den EU- Zentralbanken zur Gewährleistung funktionsfähiger und 
krisenfester Zahlungssysteme vereinbart wurde, auch den Auslandszah- 
lungsverkehr des deutschen Kreditgewerbes. 


23. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spiller 

(SPD) 


Welches sind die Gründe dafür, daß der private 
Zahlungsverkehr zwischen Deutschland und 
seinen Partnerländern in der Europäischen Union 
trotz des Anspruchs der Europäischen Union, ein 
Binnenmarkt zu sein, noch immer erheblich lang- 
samer und für die Kreditinstitute wie für ihre 
Kunden deutlich umständlicher und teurer ist als 
der Überweisungsverkehr innerhalb Deutsch- 
lands? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 6. Mai 1997 

Bislang wurden hierfür vor allem folgende Gründe angeführt: 

- relativ geringe Anzahl von Auslandszahlungen (weniger als 1% des 
Inlandszahlungsverkehrs) , 

- keine Trennung von Groß- und Kleinbetragszahlungsverkehr, über- 
wiegend technisch aufwendige einzeltransaktionsorientierte Verarbei- 
tung der Zahlungsaufträge, 

- notwendigerweise eine Vielzahl von Korrespondenzbankverbindun- 
gen; Fehlen zentraler Verrechnungsstellen wie z. B. bei der Bundes- 
bank im Inlandszahlungsverkehr, 

- Währungsumrechnung durch Auftraggeber- bzw. Empfängerkredit- 
institut, 

- unzureichende Standardisierung der Zahlungsverfahren und -instru- 
mente, Konversionsbedarf im Inland oder Ausland, 

- besondere Nachrichtenarten und Trägersysteme (Society for World- 
wide Interbank Financial Telecommunication - S.W.I.F.T.), 

- Trennung und zeitlicher Auseinanderfall von Zahlungsnachricht und 
ihrer Verrechnung beispielsweise bei der vorherrschenden Nutzung 
vonS.W.I.F.T., 

- Melde Vorschriften, komplexe Formulare und Datensätze sowie Sprach- 
probleme. 

Diese Gründe verlieren zunehmend an Bedeutung. Die Banken sind der- 
zeit dabei, Wege für eine direkte und gebündelte Weiterleitung von Zah- 
lungen in andere europäische Systeme auf- bzw. auszubauen. Dabei kön- 
nen die vielen Aktivitäten des Kreditgewerbes als Erweiterung der Giro- 
netze ins Ausland unter Nutzung dortiger Fihalen, z. B. der Großbanken, 
Korrespondenten, Partnerkooperationen oder institutsgruppenspezifi- 
scher Zentralstellen (im Rahmen von Verbundsystemen wie TIPANET für 
den Genossenschaftssektor, S-Interpay für den Sparkassenbereich oder 
Eurogiro für den Postbankenbereich) verstanden werden. Auf diese Weise 
erfüllt das deutsche Kreditgewerbe bereits weitgehend die Anforderun- 
gen der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
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27. Januar 1997 über grenzüberschreitende Überweisungen, insbeson- 
dere hinsichtlich der Laufzeiten und Entgelte. Die Umsetzung der Richt- 
linie in nationales Recht wird gegenwärtig im Bundesministerium der 
Justiz vorbereitet. Aus Sicht der Bundesregierung ist dieser Wettbewerb 
im europäischen Zahlungsverkehr zu begrüßen, da er geeignet ist, eine 
dynamische Entwicklung hin zu hoher Effizienz und Preiswürdigkeit ein- 
zuleiten bzw. zu verstärken. 


24. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spüler 

(SPD) 


Welche Verbesserungen sind zu erwarten, nach- 
dem die Aufgabe, „das reibungslose Funktionie- 
ren der Zahlungssysteme zu fördern" gemäß Arti- 
kel 105 Abs. 2 des EG-Vertrages auf das zukünf- 
tige Europäische System der Zentralbanken 
übergegangen ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 6. Mai 1997 

Nach § 22 der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und 
der Europäischen Zentralbank (EZB) können die EZB und die nationalen 
Zentralbanken Einrichtungen zur Verfügung stellen, und die EZB kann 
Verordnungen erlassen, um effiziente und zuverlässige Verrechnungs- 
und Zahlungssysteme innerhalb der Gemeinschaft und im Verkehr mit 
dritten Ländern zu gewährleisten. In Stufe 3 der Währungsunion werden 
die Zentralbanken der daran teilnehmenden Länder ihre bisher rein natio- 
nal operierenden Echtz eitbruttozahlungssysteme durch ein „Interlinking"- 
System miteinander verbinden, damit auch grenzüberschreitende Groß- 
betragszahlungen sehr schnell, mindestens aber taggleich, ab gewickelt 
werden können. Über dieses sog. TARGET-System (Trans-European 
Automated Real-time Gross settlement Express Transfer system) können 
Kreditinstitute auch Kundenzahlungen abwickeln. Sofern sie es wün- 
schen, können auch Zentralbanken in EU-Ländern außerhalb des Euro- 
Währüngsraumes an diesem Verbundsystem teilnehmen und Euro-Zah- 
lungen innerhalb Europas abwickeln. Für den grenzüberschreitenden 
Kleinbetragszahlungsverkehr wird das TARGET- Verbundsystem der 
Zentralbanken schon von der Preisgestaltung her kaum in Frage kommen. 
Hierzu müssen sich spezifische Massenzahlungsverkehrssysteme des 
Kreditgewerbes (s. o. Nummer 2) weiter entwickeln; die Zentralbanken 
selbst werden hier kaum tätig sein können, weil neben der Bundesbank 
nur noch wenige europäische Zentralbanken im Massenzahlungsverkehr 
aktiv beteiligt sind. 

Im Ergebnis haben EZB und nationale Zentralbanken die Möglichkeit, 
aktiv auf die Zahlungsverkehrsabwicklung im Euro-Bereich Einfluß zu 
nehmen. Dabei sind aus heutiger Sicht weitere Effizienzsteigerungen zu 
erwarten, z. B. durch Schaffung spezifischer Standards für den grenzüber- 
schreitenden Euro- Zahlungsverkehr. 


25. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der Aussage des kürzlich im Auftrag der 
Arbeitsgemeinschaft für Agrarfragen vorgeleg- 
ten Prognos-Gutachtens, wonach die Rücküber- 
tragung im land- und forstwirtschaftlichen 
Bereich zu geringeren Gesamtkosten führen 
würde gegenüber der im Entschädigungs- und 
Ausgleichsleistungsgesetz vorgesehenen gesetz- 
lichen Regelung einer Privatisierung? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 5. Mai 1997 

Die Bundesregierung kann die Aussagen des im Auftrag der Arbeits- 
gemeinschaft für Agrarfragen vorgelegten Prognos-Gutachtens hinsicht- 
lich der finanziellen Auswirkungen nicht nachvollziehen. 


26. Abgeordneter Hat die Bundesregierung eigene Berechnungen 

Dr. Gerald über die finanziellen Auswirkungen einer Resti- 

Thalheim tution der Bodenreformflächen angestellt, und zu 

(SPD) welchem Ergebnis (DM) führen diese Berechnun- 

gen im Verhältnis zu den Aussagen des Prognos- 
Gutachtens? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 5. Mai 1997 

Eine Restitution der Bodenreformflächen ist durch den Einigungsvertrag 
ausgeschlossen. Die Bundesregierung hat deshalb keine Veranlassung, 
öffentlich Berechnungen über eine etwaige Restitution anzustellen. 


27. Abgeordneter Bestätigt die Bundesregierung die Berechnungen 

Dr. Gerald der Prognos AG (Maximal- und Minimalvariante) 

Thalheim über die Einnahmen und Ausgaben der Privati- 

(SPD) sierung auf der Grundlage des Entschädigungs- 

und Ausgleichsgesetzes im Zeitraum zwischen 
1996 und 2008, wonach bei Berücksichtigung der 
Verwaltungskosten Verluste von 2,02 Mrd. DM 
bzw. 1,54 Mrd. DM entstehen, und wie begründet 
sie unter Berücksichtigung des Prognos-Gutach- 
tens ein möglicherweise anderes Ergebnis ihrer 
Einschätzung? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 5. Mai 1997 

Die Bundesregierung kann die prognostizierten Verluste nicht bestätigen, 
weil z. B. die unterstellten - von den Ländern zu tragenden - Kosten der 
Vermögensämter völlig überhöht angesetzt wurden. Vor allem ist bei den 
Veräußerungs erlösen für den gesamten Zeitraum von wesentlich höheren 
Werten auszugehen. 

Die Bundesregierung rechnet infolgedessen für den genannten Zeitraum 
mit einem positiven Ergebnis. 


28. Abgeordneter Wie schätzt die Bundesregierung die Möglichkeit 

Dr. Gerald ein, die Restitution allein auf den Bereich Land- 

Thalheim und/oder Forstwirtschaft zu beschränken, und zu 

(SPD) welchem finanziellen Ergebnis würde eine Resti- 

tution auch im industriellen und gewerblichen 
Bereich führen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 5. Mai 1997 

Ich verweise auf die Antwort zu Frage 26. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


29. Abgeordneter 

Günther 

Bredehorn 

(F.D.P.) 


Wie hoch ist der jährliche Gesamtumfang der für 
den Rindfleischexport in Drittländer (gemäß VO 
[EWG] Nr. 805/68 des Rates) gezahlten EU-Aus- 
fuhrerstattungen an Deutschland im einzelnen 
und an alle Mitgliedstaaten der EU zusammen- 
genommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 30. April 1997 


Bei der Ausfuhr aus der Gemeinschaft können auf der Grundlage der 
Gemeinsamen Marktorganisation für Rindfleisch zum Ausgleich der 
Preisunterschiede zwischen der Gemeinschaft und dem Weltmarkt Erstat- 
tungen gewährt werden, damit die europäischen Händler mit niedrigeren 
Weltmarktpreisen konkurrieren und sich am internationalen Handel 
beteiligen können. Die Ausfuhrerstattungssätze sind im Rindfleischsektor 
nach Bestimmungsländern differenziert. 

Für den Rindfleischsektor sind an Ausfuhrerstattungen (EU und Deutsch- 
land) im EU-Haushaltsjahr 1996 (16. Oktober 1995 bis 15. Oktober 1996) 
Ausgaben in Höhe von EU-weit 1559392 Mio. ECU getätigt worden, 
davon in Deutschland 363,6 Mio. ECU (1 ECU =1,90 DM). 


30. Abgeordneter 

Günther 

Bredehorn 

(F.D.P.) 


In welcher Größenordnung bewegen sich die pro 
Tier gezahlten Beträge an Ausfuhrerstattung in 
Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 30. April 1997 


Zu den im Rindfleischsektor möglichen Exporten von Lebendtieren und 
Inanspruchnahme von Ausfuhrerstattungen wird angemerkt, daß sich der 
Bereich „Lebendtiere" in mehrere Unterpositionen mit jeweils unter- 
schiedlichen Erstattungssätzen gliedert. So werden neben der Differen- 
zierung nach Bestimmungsländern die Lebendrinder u. a. nach Gewicht, 
Geschlecht und danach unterteilt, ob es reinrassige Zuchtrinder sind oder 
nicht. Vor diesem Hintergrund wurde hier auf eine entsprechende Auf- 
listung sämtlicher Ersattungssätze verzichtet. Je nach Tarifposition und 
Bestimmungsland ergibt sich bei angenommenen 400 kg Lebendgewicht 
ein Betrag zwischen 54 und 260 ECU bzw. 106 und 508 DM je Rind (Stand 
ab 18. April 1997). 


31. Abgeordneter 

Günther 

Bredehorn 

(F.D.P.) 


Gibt es Unterschiede zu den Beträgen in anderen 
Mitgliedsländern, und wenn ja, in welcher Höhe? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 30. April 1997 

Die Ausfuhrerstattungen werden für alle Mitgliedstaaten gleich in ECU 
festgelegt. Eine Differenzierung nach Mitgliedstaaten gibt es nicht. 


32. Abgeordneter 

Günther 

Bredehorn 

(F.D.P.) 


Hat es seit Einführung der Verordnung über Aus- 
fuhrerstattungen Veränderungen bez. des Um- 
fanges der Rinderexporte aus der EU in Dritt- 
länder gegeben, und wenn ja, in welchem Maße? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 30. April 1997 

Nach Angaben des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hatten die Exporte von lebenden Rindern und Kälbern (in Stück) aus 
der EU in Drittländer folgendes Volumen: 


1975 

85 187 

1980 

272 656 

1985 

274 772 

1990 

126 803 

1991 

327 218 

1992 

319 130 

1993 

482 774 

1994 

533 071 

1995 

660 103 


Die Exporte von lebenden Rindern haben in den 90er Jahren vor allem 
deswegen zugenommen, weil nach dem Umbruch im ehemaligen Ost- 
block die Tierhaltung dort deutlich reduziert worden ist und weniger 
Rinder als sonst in Richtung Naher und Mittlerer Osten von dort exportiert 
worden sind. 


33. Abgeordneter 

Peter Harry 
Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Hat es schon in 1996 eine zwischen dem Bund 
und den Ländern vereinbarte Tötungsverein- 
barung für Rinder aus britischer Herkunft mit 
unsicherem BSE-Status gegeben, und wie ist 
diese durchgeführt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vomb. Mai 1997 

In der gemeinsamen Sitzung des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und des Bundesministeriums für Gesundheit 
mit den Referenten der Länder am 1. April 1996 wurde vereinbart, für Rin- 
der, die aus britischen Beständen stammen, für die nicht sicher nachge- 
wiesen werden kann, daß BSE dort nicht auf getreten ist, die Tötung durch 
die zuständigen Behörden der Länder anzuordnen. Nach Kenntnis der 
Bundesregierung ist dies bundesweit geschehen. 
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34. Abgeordneter 

Peter Harry 
Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche Kenntnis hat die Bundesregierung in die- 
sem Zusammenhang über freiwillige Tötungs- 
aktionen der Länder oder über Aktionen von 
Ländern, die auf Grundlage einer Vereinbarung 
oder eines Vertrages zwischen Bundesländern 
und Zuchtverbänden durchgeführt worden sind, 
und wie sind die vereinbarten Tötungsaktionen 
begründet und finanziert worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 6. Mai 1997 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einigen Bundesländern auch 
Maßnahmen ergriffen worden sind für Rinder, die aus bis dahin BSE- 
freien Beständen im Vereinigten Königreich stammten. 

In Sachsen- Anhalt ist zwischen 1994 und 1996 eine freiwillige Tötungs- 
aktion auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Vorstand der 
Tierseuchenkasse und dem Rinderzuchtverband durchgeführt worden. 

Weiter wurde 1996 in Mecklenburg-Vorpommern eine freiwillige 
Tötungsaktion auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem 
Landwirtschaftsministerium und dem Rinderzuchtverband durchgeführt. 

Auch in Thüringen wurde 1996 auf der Grundlage einer Vereinbarung 
zwischen dem Ministerium für Soziales und Gesundheit und dem Ministe- 
rium für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt sowie in einvernehm- 
licher Abstimmung mit den landwirtschaftlichen Verbänden eine freiwil- 
lige Tötungsaktion durchgeführt. 

Eine Entschädigung der Tierhalter in den vorbezeichneten Fällen erfolgte 
jeweils über Beihilfen der Tierseuchenkassen. 

In Sachsen wurden 1996 und 1997 bis zum Erlaß der BSE- Schutzverord- 
nung freiwillige Tötungsaktionen durchgeführt. Diese Maßnahme wurde 
zu einem Drittel aus Mitteln der Tierseuchenkasse und zu zwei Dritteln 
aus Landesmitteln finanziert. 

In Baden-Württemberg wurden 1996 und 1997 bis zum Erlaß der BSE- 
Schutzverordnung freiwillige Tötungsaktionen durchgeführt. Diese Maß- 
nahmen sind ausschließlich aus Landesmitteln finanziert worden. 

In Rheinland-Pfalz wurde auch für Rinder aus BSE-freien Beständen die 
Tötung angeordnet und die Tierbesitzer nach den Bestimmungen des 
Tierseuchengesetzes entschädigt. Im Falle einer beabsichtigten Schlach- 
tung von Fl -Tieren wurden diese aus Landesmitteln aufgekauft. 

In Schleswig-Holstein wurde 1996 eine freiwillige Tötungsaktion mit 
Unterstützung des Fleischrinderzuchtverbandes durchgeführt. Die Tier- 
besitzer wurden nach den Bestimmungen des Tierseuchengesetzes ent- 
schädigt. 

Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine Kenntnisse über frei- 
willige Tötungsaktionen von aus dem Vereinigten Königreich stammen- 
den Rindern in anderen Bundesländern vor. 


35. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Maleuda 

(PDS) 


Was waren die Hauptgründe dafür, daß in der 
PLANAK-Runde zur Verwendung der Mittel aus 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" keine 
Einigung erzielt werden konnte? 
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36. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Maleuda 

(PDS) 


Durchweiche Maßnahmen soll gesichert werden, 
daß die begrenzt verfügbaren Mittel schnell und 
in vollem Umfang abfließen? 


37. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Maleuda 

(PDS) 


In welchem Umfang wurden die für das Jahr 1996 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" geplanten Mittel durch die einzelnen Bun- 
desländer ausgeschöpft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 2. Mai 1997 

Die Sitzung des PLAN AK am 16. Aprü 1997, bei der die Verteilung der 
Bundesmittel für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" (GAK) im Mittelpunkt stand, mußte 
ergebnislos abgebrochen werden, da eine Einigung zwischen den Län- 
dern nicht erreicht werden konnte. 

Die Bundesregierung ist nachdrücklich bemüht, mit den Ländern kurz- 
fristig zu einem Kompromiß über die Verteilung der Bundesmittel zu kom- 
men. Die Zuweisung der Mittel an die Länder zur Durchführung des Rah- 
menplans 1997 bis 2000 ist im Grundsatz erst nach endgültiger Beschluß- 
fassung durch den PLANAK möglich. Um eine zügige Bewilligung agrar- 
struktureller Vorhaben zu gewährleisten, ist jedoch vorgesehen, daß der 
Bund den Ländern unmittelbar nach der Sitzung des PLANAK einen 
wesentlichen Teil der Bundesmittel für investive Maßnahmen zur Ver- 
fügung stellt. 

1996 wurden von den Ländern 90,2 Mio. DM Bundesmittel, d. h. 3,8% 
nicht in Anspruch genommen, die sich wie folgt auf die einzelnen Länder 
auf teilen: 


- Thüringen 

22,418 

Mio. 

DM 

- Sachsen-Anhalt 

21,988 

Mio. 

DM 

- Sachsen 

21,324 

Mio. 

DM 

- Nordrhein-Westfalen 

7,000 

Mio. 

DM 

- Schleswig-Holstein 

6,497 

Mio. 

DM 

- Bayern 

4,935 

Mio. 

DM 

- Bremen 

2,787 

Mio. 

DM 

~ Berlin 

2,000 

Mio. 

DM 

- Hessen 

0,761 

Mio. 

DM 

- Rheinland- Pfalz 

0,266 

Mio. 

DM 

- Brandenburg 

0,126 

Mio. 

DM 

- Mecklenburg- Vorpommern 

0,053 

Mio. 

DM 

Saarland 

0,027 

Mio. 

DM 


38. Abgeordnete 

Heidemarie 

Wright 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung den Absatz der 
nunmehr aufgebauten Kapazitäten an Raps- 
methylester sinnvoll fördern, wenn in einem so 
idealen Verwendungssektor wie der Schiffahrt, 
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die im gewerbsmäßigen und behördlichen 
Bereich von der Steuer auf normalen Diesel 
befreit ist, der Einsatz des dadurch mehr als dop- 
pelt so teuren Rapsmethylesters aus Kostengrün- 
den unwirtschaftlich wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 30. April 1997 


Deutschland verfügt derzeit über Biodieselkapazitäten von etwa 90000 t 
im Jahr. Die einzige Großanlage zur Biodieselherstellung in Deutschland 
- in Leer in Ostfriesland - hat daran einen Anteil von etwa 80000 t. 

1996 dürften etwa 50 000 1 Biodiesel abgesetzt worden sein. 1997 erwarten 
die Marktbeteiligten eine deutliche Zunahme, so daß die Produktions- 
kapazitäten 1997 vermutlich erstmalig unter Vollastbetrieb betrieben 
werden können. Auch Kontakte zu europäischen Biodieselerzeugem 
zeigen, daß die Nachfrage nach Biodiesel deutlich zunimmt. Die Anlagen- 
auslastung wird daher für 1997 als sehr gut angesehen. 

Zusätzliche, die Nachfrage stimulierende Maßnahmen hält die Bundes- 
regierung zum gegenwärtigen Zeitpunkt für nicht angebracht. Aufgrund 
der hohen Preise für mineralischen Diesel verbesserte sich die Wett- 
bewerbsfähigkeit von Biodiesel deutlich. Die Nachfrage privater Verbrau- 
cher und vor allem der gewerblichen Wirtschaft sowie von Großverbrau- 
chern ist in Deutschland derzeit ausreichend, um das vorhandene Angebot 
an Biodiesel auf dem Markt unterzubringen. 


39. Abgeordnete 

Heidemarie 

Wright 

(SPD) 


Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung 
unternommen und wird sie in Zukunft unterneh- 
men, um den dezentralen Einsatz von reinem 
Pflanzenöl als biogenen Treibstoff, z. B. in der 
Land- und Forstwirtschaft, in der Boots- und 
Schiffahrt oder bei der Bundeswehr, zu fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 30. April 1997 


Die Verwendung von reinem Pflanzenöl als Ersatz für mineralischen 
Dieseltreibstoff ist derzeit noch nicht praxisreif. Gerade im Detail gibt es 
immer wieder Probleme mit den derzeit in den zahlreichen, auch von der 
Bundesregierung geförderten Versuchsprojekten getesteten Motoren. 
Häufig treten nach längerer Laufzeit Fehler auf, die erhebliche Reparatu- 
ren erforderlich machen. Deshalb sind auch in Serienfertigung herge- 
stellte Motoren für reines Rapsöl nicht am Markt erhältlich. Allerdings ist 
die Entwicklung hier in vollem Gange. In etwa drei bis fünf Jahren wird die 
Marktreife neuer Motoren erwartet. 

Administrative Maßnahmen zur Steigerung des Absatzes von naturbelas- 
senem Pflanzenöl als Dieseltreibstoff ersatz erscheinen daher zur Zeit nicht 
angebracht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


40. Abgeordnete 

Petra 

Bläss 

(PDS) 


Wie viele Drittschuldnererklärungen (unterteilt 
nach erstrangig bzw. nachrangig) wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung von den Landes- 
versicherungsanstalten bzw. der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte abgegeben, zu 
denen noch keine Rentenzahlungen geleistet 
wurden, aber bereits rentenwirksame Anwart- 
schaften bestehen? 


Antwort des Staatssekretärs Wilhelm Hecker 
vom 5. Mai 1997 

Die Drittschuldnererklärungen werden von den Rentenversicherungsträ- 
gern nicht statistisch erfaßt, so daß Angaben über deren Anzahl nicht mög- 
lich sind. Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hat darauf hin- 
gewiesen, daß Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse im Versiche- 
rungskonto des Schuldners vorgemerkt werden. Gleiches geschieht aber 
auch mit Aufrechnungsersuchen und Verrechnungsersuchen nach §§51, 
52 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch. Bei der Speicherung in den Ver- 
sicherungskonten wird nicht danach differenziert, ob ein Pfändungser- 
suchen oder ein Ersuchen nach §§ 51, 52 des Ersten Buches Sozialgesetz- 
buch vorliegt, so daß nicht erkennbar ist, in wie vielen Fällen Drittschuld- 
nererklärungen abgegeben worden sind. 


41. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Welche Konsequenzen hinsichtlich des Novellie- 
rungsbedarfs der einschlägigen nationalen Vor- 
schriften im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) und 
im Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) zieht die Bun- 
desregierung aufgrund des Urteils des Europä- 
ischen Gerichtshofs (EuGH) vom 22. April 1997, 
in dem nach Auffassung der EuGH-Richter die 
„Richtlinie (76/207/EWG) des Rates zur Verwirk- 
lichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen hinsichtlich des Zu- 
gangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und 
zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die 
Arbeitsbedingungen" in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht ausreichend umgesetzt ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 2. Mai 1997 

Der EuGH hat mit Urteil vom 22. April 1997 ein Verfahren abgeschlossen, 
in dem es um die Fragen geht, ob die nach deutschem Recht vorgesehene 
Begrenzung des Schadensersatzes des abgelehnten Bewerbers auf drei 
Monatsverdienste nach § 61 1 a Abs. 2 BGB und das Summenbegrenzungs- 
verfahren nach § 61b ArbGG sowie das Erfordernis des Verschuldens bei 
einem Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot mit 
europäischem Recht in Einklang stehen. Ausgelöst wurde das Verfahren 
durch die Schadensersatzklage eines Mannes, der sich erfolglos auf eine 
im „Hamburger Abendblatt" erschienene Stellenanzeige für eine 
Assistentin der Betriebsleitung beworben hatte. 
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Bisher liegt nur eine Pressemitteilung des EuGH vor. 

Danach kommt der EuGH zum Ergebnis, daß die im deutschen Recht 
bestehenden Regelungen zur Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen bei der Begründung eines Arbeitsverhältnisses teilweise nicht mit 
europäischem Recht in Einklang stehen. 

a) Zulässige Regelung 

Als mit EU-Recht vereinbar sieht der EuGH zunächst die Begrenzung 
der Entschädigung auf drei Monatsverdienste nach § 611 a Abs. 2 BGB 
in den Fällen an, in denen der Arbeitgeber beweisen kann, daß der 
Bewerber die zu besetzende Position wegen der besseren Qualifikation 
des eingestellten Bewerbers auch bei diskriminierungsfreier Auswahl 
nicht erhalten hätte. 

b) Unzulässige Regelungen 

Demgegenüber ist die Begrenzung der Entschädigung auf drei Monats- 
verdienste nicht zulässig, wenn der Bewerber bei diskriminierungs- 
freier Auswahl die zu besetzende Position erhalten hätte. 

Mit EU-Recht nicht vereinbar ist außerdem das Summenbegrenzungs- 
verfahren nach § 61b ArbGG sowie das Erfordernis des Verschuldens 
des Arbeitgebers bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsver- 
bot. Der EuGH geht davon aus, daß die genannten Bestimmungen nicht 
den Anforderungen der Richtlinie 76/207/EWG - Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen - genügen, weil die danach möglichen Sank- 
tionen bei Verstößen gegen das Diskriminierungsverbot dem Arbeit- 
geber unter Umständen keine erhebliche, spürbare und abschreckende 
finanzielle Belastung auferlegen. 

Für eine Entscheidung über mögliche Konsequenzen ist jedoch das Vorlie- 
gen des Urteils mit den Entscheidungsgründen erforderlich. Hierfür bitte 
ich um Ihr Verständnis. Ich schlage vor, daß ich Sie kurzfristig nach Vor- 
lage des Urteils erneut unterrichte. 


42. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob das nach 
dem Wachstums- und Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz (BFG) sowie nach dem Beitragsent- 
lastungsgesetz (BeitrEntlG) vorgegebene Einspa- 
tungsvolumen für medizinische Rehabilitation 
von 3,2 Mrd. DM nach dem dramatischen An- 
tragsrückgang bereits im Februar 1997 erreicht 
wurde, und wenn nicht, für wann rechnet die 
Bundesregierung damit, das geplante Einspar- 
volumen zu erreichen? 


Antwort des Staatssekretärs Wilhelm Hecker 
vom 5. Mai 1997 


In der gesetzlichen Rentenversicherung wurden mit dem Wachstums- und 
Beschäftigungsförderungsgesetz die Ausgaben für Rehabilitation im Jahr 
1997 auf die Höhe der um 600 Mio. DM verringerten Ausgaben im Jahr 
1993 begrenzt. Dem lag bei den Beratungen des Gesetzes die Annahme 
zugrunde, daß es im Jahr 1996 gegenüber der Finanzschätzung Ende 
1995/Anfang 1996 zu einer Ausgabenverringerung um 500 Mio. DM 
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kommen würde. Dies hätte im Jahr 1997 gegenüber 1996 zu Minderaus- 
gaben von rd. 2,1 Mrd. DM geführt. Tatsächlich haben sich die Ausgaben 
der Rentenversicherung für Rehabilitation im Jahr 1996 gegenüber 1995 
jedoch voraussichtlich um bis zu 600 Mio. DM erhöht, so daß den Trägern 
der Rentenversicherung für Rehabilitationsausgaben im Jahr 1997 bei 
Einhaltung des Grenzbetrages gegenüber 1996 rd. 2,7 Mrd. DM weniger 
zur Verfügung stehen. Genau läßt sich dieser Betrag erst quantifizieren, 
wenn die Ausgaben für 1996 feststehen. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung soll durch die Regelungen des 
Beitragsentlastungsgesetzes das Ausgabevolumen für diese Leistungen 
1997 um ca. 860 Mio. DM gesenkt und damit in etwa ein Einsparvolumen 
in der Größenordnung des Ausgabenanstiegs von 1994 auf 1995 (ca. 
800 Mio. DM) erzielt werden. 

Im ersten Quartal 1997 liegen die Ausgaben für Leistungen zur Rehabilita- 
tion in der Rentenversicherung bei rd. 1,6 Mrd. DM. Bei einer Hochrech- 
nung dieses Betrages auf das gesamte Jahr 1997 kann davon ausgegangen 
werden, daß das Einsparziel in der Rentenversicherung in diesem Jahr 
erreicht wird. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung liegt bislang noch keine Stati- 
stik über die Ausgabenentwicklung für Kuren und Rehabilitation in den 
ersten Monaten des Jahres 1997 vor. Die Bundesregierung geht weiterhin 
davon aus, daß das Einsparziel erreicht wird. Auf dieser Basis sollten die 
Beteiligten durch partnerschaftliches Zusammenwirken, für das auch die 
vorgesehenen Neuregelungen des vom Deutschen Bundestages in 2. und 
3. Lesung verabschiedeten „Zweiten Gesetzes zur Neuordnung von 
Selbstverwaltung und Eigenverantwortung in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung” wichtige Voraussetzungen schaffen, zu einer Verstetigung 
der Ausgabenentwicklung beitragen. 


43. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
seit dem 1. Oktober 1996 über die Auswirkungen 
der Neuregelung des Einsatzes von Saison- 
arbeitskräften im Hinblick auf die Zahl der Sai- 
sonarbeiter und die Folgen für die Betriebe mit 
Saisonarbeitskräften, auch im Vergleich zu den 
beiden Vorjahren, gesammelt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 5. Mai 1997 


Die Anforderung ausländischer Saisonarbeitnehmer, die in den Jahren 
1995 und 1996 deutlich zunahm, zeigt im 1. Quartal 1997 erstmals wieder 
rückläufige Tendenz. Angefordert wurden: 



Anforderungen 

Vermittlungen 
nach Abzug von 
Stornierungen 

+/- % gegen- 
über Vorjahr 

1995 

192 766 

176 590 

+ 24,2 

1996 

220 894 

197 924 

+ 12,1 

1997 (1. Quartal) 

65 136 

59 452 

- 16,5 
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Die neue Regelung, nach der die Beschäftigung von ausländischen Saison- 
arbeitnehmern in einem Betrieb im laufenden Jahr auf sechs Monate und 
vom nächsten Jahr an auf fünf Monate begrenzt wurde, ist erst seit dem 
1, Januar 1997 in Kraft. Verläßliche Aussagen, wie sich die Neuregelung 
für die betroffenen Betriebe auswirkt, können daher zur Zeit noch nicht 
gemacht werden. Sie sind frühestens zum Jahresende möglich. 


Die Umstellung auf das neue Recht wird den Betrieben dadurch erleich- 
tert, daß der Zeitraum von sechs Monaten, für den ausländische Saison- 
arbeitnehmer auch künftig zugelassen werden, beliebig auf das Kalender- 
jahr verteilt werden kann. Darüber hinaus können Betriebe im Bereich des 
Obst-, Gemüse- und Tabakanbaus, die bereits in den Kalenderjahren 1995 
oder 1996 länger als sechs Monate ausländische Saisonarbeitnehmer 
beschäftigt haben, aufgrund einer Übergangsregelung zur Vermeidung 
wirtschaftlicher Härten auch im laufenden Jahr nochmals bis zu acht 
Monaten (1998 bis zu sieben, 1999 bis zu sechs Monaten) Arbeitserlaub- 
nisse erhalten. 


Flankierend dazu sind die Arbeitsämter aufgefordert worden, die Bemü- 
hungen zur Vermittlung inländischer Saisonkräfte vor allem aus dem 
Kreis der arbeitslosen Leistungsempfänger unter strikter Anwendung der 
Zumutbarkeitsbestimmungen zu verstärken und die Möglichkeit zu nut- 
zen, durch Förderung mit der aufgrund des Arbeitslosenhilfe-Reform- 
gesetzes vom 24. Juni 1996 eingeführten Arbeitnehmerhilfe (§ 134 b AFG) 
insbesondere auch Arbeitslosenhilfeempfänger verstärkt für diese Tätig- 
keiten zu gewinnen. 


44. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung in bezug auf die Verwarnungsgelder, Geld- 
bußen vor, die die Bundesanstalt für Arbeit von 
1994 bis heute im Rahmen von Ermittlungsver- 
fahren gegen illegale Beschäftigung und Lei- 
stungsmißbrauch verhängt hat, und zwar in 
bezug auf Art der Strafgelder (aufgeteilt nach 
Verwarnungsgeldern und Geldbußen), Höhe der 
Strafgelder (von/bis in fünf Gruppen unterteilt) 
und Einleitung von Strafverfahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 30. April 1997 


Über die Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung und 
des Leistungsmißbrauchs hat die Bundesregierung in ihrem Achten 
Bericht über Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes - AÜG ~ sowie über die Auswirkungen des Gesetzes zur 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung — BillBG — (Drucksache 13/5498) 
ausführlich dem Deutschen Bundestag berichtet. Die Tabellen 7 bis 12 und 
14 des Berichts (S. 90 bis 95) enthalten die Angaben für die Jahre 1992 bis 
1995. Eine Unterteilung nach der Höhe der Verwarnungsgelder und Geld- 
bußen wird bei der statistischen Erfassung nicht vorgenommen. 
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Für 1996 liegen folgende Angaben vor: 


Tatbestand 

Verwarnung 
ohne 1 mit 
Verwarnungsgeld 

Geldbuße 

Summe der Ver- 
warnungs- und 
und Bußgelder 
DM 

Strafanzeige 
oder Abgabe 
an die Staats- 
anwaltschaft 

Illegale Arbeit- 
nehmerüberlassung 

340 

107 

4 032 

47 329 060 

238 

Illegale Ausländer- 
beschäftigung 

16 077 

5 247 

24 836 

36 803 485 

1 017 

Leistungsmißbrauch 

69 369 

31 370 

78 178 

21 516 204 

19 110 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


45. Abgeordnete 

Angelika 

Beer 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Mittel sind im Haushalt 1997 des Bun- 
desministeriums der Verteidigung für Ausstel- 
lungen und öffentliche Darbietungen in Schles- 
wig-Holstein veranschlagt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 30. April 1997 


Für Nachwuchswerbung/Nachwuchsgewinnung sind 1997 36891 DM 
zur Beteiligung an Ausstellungen in Schleswig-Holstein veranschlagt. 

Ferner stehen für die Gesamtheit der dezentralen Maßnahmen der Öffent- 
lichkeitsarbeit aller Dienststellen und Einrichtungen der Bundeswehr im 
Wehrbereich I (Schleswig-Holstein und Hamburg) in dezentraler Zustän- 
digkeit und Verantwortung im Jahr 1997 87000 DM zur Verfügung. Zu 
diesen Maßnahmen gehören alle Veranstaltungen in Schulen, sicherheits- 
politische Vorträge, Projekte mit Schülern, Seminare mit Lehrern oder 
Multiplikatoren, die dezentrale Pressearbeit sowie alle Maßnahmen der 
Truppe wie z. B. feierliche Gelöbnisse und Tage der offenen Tür. 


46. Abgeordnete An welchen Orten und wann finden entspre- 

Angelika chende Veranstaltungen statt? 

Beer 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 30. April 1997 


Einzelheiten zu Kosten, Ort und Zeit der Ausstellungen der Nachwuchs- 
werbung/Nachwuchsgewinnung sind in der nachfolgenden Übersicht 
auf geführt. Angaben zu Veranstaltungen in dezentraler Zuständigkeit 
sind nicht zentral registriert, so daß Informationen über Ort und Zeitpunkt 
dieser Veranstaltungen nur regional zur Verfügung stehen. 

Beteihgung Zentrum Nachwuchsgewinnung Nord/Dezernat 6 an Ausstel- 
lungen im Jahr 1997 in Schleswig-Holstein 


1. Mobiler Ausstellungsstand 


PLZ 

Ort 

Zeitraum 

Kosten * ) 

2370 

Eutin 

10. 03-13.03. 

0 

2149 

Schwarzenbeck 

21.04-23.04. 

150 

24848 

Kropp 

25.04-27.04. 

150 

2494 

Flensburg 

30. 04.-04.05. 

2 230 

25899 

Niebüll 

12.05.-14.05. 

150 

2355 

Lübeck 

26.05.-29.05. 

100 

23769 

Burg a. F. 

05. 06.-06. 06. 

50 

2373 

Neustadt/H. 

11.06.-12.06. 

50 

241 

Kiel 

21.06.-29. 06. 

0 

24960 

Glücksburg 

04.07.-06. 07. 

100 

2574 

Heide 

19. 08.-23.08. 

100 

2476 

Rendsburg 

29. 08.-31.08. 

150 

23879 

Mölln 

02.09.-04.09. 

150 

2355 

Lübeck 

23.09.-25. 09. 

100 

2574 

Heide 

17. 11.-25. 11. 

0 




Summe 3 480 


* ) Für Standmiete und Stromkosten. 


2. Beruf skundlicher Ausstellungsstand 


PLZ 

Ort 

Zeitraum 

Kosten ^ ) 

2494 

Flensburg 

20. 02. - 23. 02. 

920 

241 

Kiel 

14.03.-16. 03. 

5 600 

2355 

Lübeck 

26.04.-04.05. 

6 302 

23775 

Großenbrode 

11.07.-13.07. 

300 

2453 

Neumünster 

18. 09-24.09. 

9 185 

241 

Kiel 

02. 10.-05. 10. 

5 552 

22982 

Ahrensburg 

16. 10.-19. 10. 

5 552 


i 


Summe 33 411 


• ) Für Standmiete und Stromkosten. 
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47. Abgeordnete 

Angelika 

Beer 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Gibt es beim Bundesministerium der Verteidi- 
gung eine Dienstanordnung oder eine sonstige 
Weisung, in der geregelt ist, welchen Journa- 
listinnen und Journalisten welche Informationen 
gegeben werden dürfen bzw. mit welchen Jour- 
nalistinnen und Journalisten oder Redaktionen 
grundsätzlich keine Interviews seitens des Bun- 
desministers, der Staatssekretäre und der Lei- 
tungsebene geführt werden, und existiert im Ver- 
antwortungsbereich des Bundesministeriums der 
Verteidigung eine systematische Materialsamm- 
lung, bezogen auf die Tätigkeit und Ver- 
öffentlichungen einzelner Journalisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 6. Mai 1997 

Eine Dienstanordnung oder sonstige Weisung, in der geregelt ist, welchen 
Journalistinnen und Journalisten welche Informationen gegeben werden 
dürfen, existiert nicht. Es gibt auch keine Vorgaben bezüglich der mit dem 
Bundesminister der Verteidigung, den Staatss.ekretären und der Leitungs- 
ebene zu führenden Interviews. Ebenso existiert keine systematische 
Materialsammlung, die sich auf die Tätigkeit bzw. die Veröffentlichung 
einzelner Journalisten bezieht. 


48. Abgeordnete 

Angelika 

Beer 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Nach welchen Kriterien werden seitens des Bun- 
desministeriums der Verteidigung Verschluß- 
sachen und andere interne Informationen an 
bestimmte Medien, wie z. B. „Wehrdienst" und 
„Wehrtechnik", gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 6. Mai 1997 

Verschlußsachen bzw. für den internen Gebrauch vorgesehene Informa- 
tionen werden Medien nicht zugänglich gemacht. 


49. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Auf welche Summe belaufen sich die addierten 
Kosten aller Faktoren der Aktion der Bundeswehr 
am 14. März 1997 zur Rettung deutscher und 
anderer Staatsangehöriger aus Albanien, und in 
welcher Weise werden die geretteten deutschen 
und anderen Staatsangehörigen zur Erstattung 
der Kosten der Rettungsaktion herangezogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 30. April 1997 


Die Kosten im Zusammenhang mit dem Einsatz in Albanien (14./15. März 
1997) belaufen sich für alle drei dabei beteiligten Teilstreitkräfte auf ins- 
gesamt 452 817,50 DM. 

Die Frage, inwieweit die Evakuierten zur Erstattung der Kosten heran- 
gezogen werden, wird derzeit noch vom Auswärtigen Amt geprüft. 
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50. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Nach welchem Modus werden die Kosten von 
Evakuierungsaktionen wie in Albanien oder im 
Jemen (1994) berechnet, insbesondere im Hin- 
blick auf den Einsatz von Bundeswehrmaterial 
und -personal? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 30. April 1997 

Die Kosten, die im Zusammenhang mit einer Evakuierungsoperation ent- 
stehen, werden nach Kostensätzen für alle hierfür zum Einsatz gekomme- 
nen Land-, Luft- und Seefahrzeuge berechnet. Gleiche Kostensätze wer- 
den beim Einsatz der Bundeswehr in Katastrophenfällen verwendet. Diese 
Kostensätze, die zugleich auch die Höhe der Erstattungsleistungen 
bestimmen, sind mit etwa jährlicher Geltungsdauer im Ministerialblatt des 
Bundesministeriums der Verteidigung (VMBl) veröffentlicht (letztmalig 
VMBl 1997, S. 35). Sie beinhalten sowohl die Kosten der Materialerhal- 
tung als auch die Betriebsstoffkosten. 

Hinzu treten anfallende Start-, Lande- und Hafengebühren sowie Kosten 
für Sachleistungen, die nicht von den allgemeinen Kostensätzen erfaßt 
werden. 

Kosten für eingesetzte Soldaten oder für Zivilpersonal der Bundeswehr 
werden nicht gesondert erhoben. 


51. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Wie hoch ist die Erstattungsquote im Fall der 
Jemen-Aktion, und sind bereits Kosten - insbe- 
sondere von ausländischer Seite - für die Alba- 
nien-Aktion erstattet worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 30. April 1997 

Die Kosten der Evakuierungsoperation Sanaa/Jemen beliefen sich in 1994 
auf 544192 DM. 

Bei dieser Evakuierungsoperation handelte es sich um eine nichtmilitä- 
rische Maßnahme, d. h. sie beschränkte sich auf die Bereitstellung von 
Fluggerät ohne Einsatz bewaffneter Kräfte. 

Bei den ausländischen Evakuierten hat die Bundesregierung teilweise 
angesichts kostenloser Einbeziehung Deutscher in frühere Evakuierungs- 
aktionen ausländischer Regierungen aus Reziprozitätsgesichtspunkten 
auf die Rückforderung verzichtet. 

Den deutschen Evakuierten wurden die anteiligen Kosten vom Auswärti- 
gen Amt gemäß § 5 Abs. 5 Konsulargesetz in Rechnung gestellt. Zur 
Kostenerstattung für die Evakuierung aus Albanien, bei der es sich im 
Gegensatz zu der aus dem Jemen um eine erstmalige militärische Evaku- 
ierungsaktion gehandelt hat, wird auf die Antwort zu Frage 49 verwiesen. 


52, Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, ent- 
sprechend dem Überlassungsvertrag mit der US- 
Army die Brückenstellen des früheren Schwimm- 
bataillons 850 zur Sicherung der Rheinübergänge 
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beizubehalten, und welche Planungen bestehen 
seitens der Bundesregierung zur weiteren Ver- 
wendung der dort stationierten 30 zivilen 
Beschäftigten, die bisher an allen militärischen 
Übungen des Bataillons teilgenommen haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 5. Mai 1997 


Die seit 1956 im Rahmen der Militärhilfe von den amerikanischen Streit- 
kräften übernommenen Schwimmbrücken waren erforderlich, um Ver- 
bindungen für US- Streitkräfte in Rheinland- Pfalz über den Rhein in den 
süddeutschen Raum sicherzustellen. Wegen der veränderten sicher- 
heitspolitischen Lage und nach Abzug von Teilen der US-Streitkräfte aus 
Deutschland haben die veralteten Schwimmbrücken ihre Bedeutung ver- 
loren. 

Die im Überlassungsvertrag übernommenen Verpflichtungen werden 
künftig durch anderes Brückengerät der Pioniertruppe des Heeres sicher- 
gestellt. 

Mit Umgliederung des Pionierbrückenbataillons 330 (Speyer) in ein 
schweres Pionierbataillon (ab April 1997) erfolgt auch der Rückbau der 
Schwimmbrücken sowie deren Lagerung und Verwertung im Standort 
Speyer. Nach derzeitigem Kenntnisstand werden die Maßnahmen bis 
Mitte 2000 abgeschlossen sein. 

Die Bundeswehrliegenschaften im Bereich der Brückenstellen sind zur 
Abgabe in das Allgemeine Grundvermögen vorgesehen. Die Ersatzüber- 
gangsstellen bleiben als Einrichtungen (ohne Personal) erhalten. 

Durch die Organisationsmaßnahme sind 28 Arbeitnehmer, die bisher auf 
Soldatenwechselstellen eingesetzt waren, in Personalüberhang geraten. 
Die Weiterverwendung dieser Kräfte auf Soldatenwechselstellen ist nicht 
möglich. Die Mitarbeiter werden für eine höchstens zweijährige Abbau- 
phase beim schweren Pionierbataillon 330, außerhalb von Dienstposten, 
auf Planstellen-zbV geführt. 

Diese Übergangszeit wird genutzt, um die Beschäftigten anderweitig 
sozialverträglich unterzubringen. Die Koordinierungsgruppe Zivilperso- 
nal der Wehrbereichsverwaltung IV wird dabei die Unterbringungsmaß- 
nahmen steuern und die hierfür zur Verfügung stehenden Instrumenta- 
rien ausschöpfen. 

Voraussetzung ist aber, daß die Betroffenen in noch größerem Umfang als 
bisher Mobilität und Flexibilität zeigen und in diesem Rahmen angebo- 
tene und zumutbare Arbeitsplätze akzeptieren. Über geeignete Anschluß- 
verwendungen werden die zivilen Mitarbeiter in Personaleinzelgesprä- 
chen unterrichtet. Diese Erörterungen sind eingeleitet; sie konnten jedoch 
noch nicht abgeschlossen werden. 


53. Abgeordnete 

Barbara 

Imhof 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundeswehr Überlegungen 
anstellt, die Radarstation auf der Wasserkuppe 
(Rhön) entgegen den bisherigen Planungen doch 
über das Jahr 1998 hinaus weiterzubetreiben, daß 
aber auch in diesem Fall der Unterkunftsbereich 
von der Bundeswehr freigegeben würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 30. April 1997 

Es ist weiterhin geplant, 1998 das Radargerät der Radarstellung Wasser- 
kuppe nach Berlin-Tempelhof zu verlegen. 

Bis August 1997 wird dieses Gerät in Zusammenarbeit mit der Hersteller- 
firma Operationen und technisch ausgetestet und nach Ablauf einer ein- 
jährigen Gewährleistungsfrist Mitte 1998 an den Zielstandort - Berlin- 
Tempelhof - verlegt. Faktoren, die diese Zeitfolge beeinflussen und in 
Folge einen Weiterbetrieb der Radarstellung erforderlich machen könn- 
ten, sind derzeit nicht erkennbar. 

Die Abgabe der Liegenschaft auf der Wasserkuppe in das Allgemeine 
Grundvermögen des Bundes bzw. die Freigabe des Unterkunftsbereichs 
kann erst nach Abbau und Verlegung der Radaranlage erfolgen. 


54. Abgeordnete 

Barbara 

Imhof 

(SPD) 


Wie groß ist die Zahl der beim jetzigen Betrieb 
dieser Luftüberwachungsanlage eingesetzten 
Soldaten und Zivilarbeitskräfte, und wie viele 
würden es bei einem eventuellen Weiterbetrieb 
der derzeit im Probelauf befindlichen neuen 
Technik sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 30. April 1997 

Die Radarstellung der Wasserkuppe wird bis zur Verlegung des Radar- 
gerätes durch das Personal des Abgesetzten Technischen Zuges 233 mit 
einem Personalumfang von 38 Soldaten und 17 Zivilbeschäftigten betrie- 
ben. Dieser Personalumfang wäre auch für einen eventuellen, nicht beab- 
sichtigten Weiterbetrieb der Radarstellung auf der Wasserkuppe erforder- 
lich. 


55. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Mit welcher Begründung verhandeln Vertreter 
des Bundesministeriums der Verteidigung mit 
Vertretern der privaten Flugplatzbetreibergesell- 
schaft Fürstenfeldbruck (d. h. IHK München, Flie- 
gerclub München und AOPA-Germany /Verband 
der Allgemeinen Luftfahrt e. V.) über die Modali- 
täten, also Zahl der Flugbewegungen und zeit- 
lichem Rahmen, einer zivilen Mitbenutzung des 
Fliegerhorstes Fürstenfeldbruck, wenn bis zur 
Stunde keine Einvernehmlichkeit über jene 
Modalitäten mit den betroffenen Gemeinden und 
dem Landkreis hergestellt worden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 30. April 1997 

Über die in der Frage angeführten Modalitäten finden keine Verhandlun- 
gen von Vertretern des Bundesministeriums der Verteidigung mit Vertre- 
tern der privaten Flugplatzbetreibergesellschaft Fürstenfeldbruck statt. 

Im Rahmen seiner Konsensbemühungen steht der Freistaat Bayern in 
Erörterung ziviler Nutzungsmöglichkeiten mit dem Bundesministerium 
der Verteidigung. 
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56. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Welche konkreten Vorstellungen zu den Moda- 
litäten, d. h. Anzahl der Flugbewegungen und 
Zeitrahmen, sowie, davon abgeleitet, welche 
Preisvorstellungen für die Inanspruchnahme öf- 
fentlicher Infrastruktur, d. h. Kosten je Start und 
Landung, werden seitens der Bundesregierung in 
den Verhandlungen vertreten, und wie hoch ist 
dabei insgesamt der Anteil an öffentlicher Sub- 
vention? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 30. April 1997 


Derzeit können noch keine konkreten Angaben zu den Modalitäten einer 
zivilgewerblichen Mitbenutzung des Flugplatzes Fürstenfeldbruck 
gemacht werden, da die notwendigen Prüfungen noch nicht abgeschlos- 
sen sind. 

Nach den einschlägigen Verwaltungsbestimmungen des Bundesministe- 
riums der Verteidigung werden grundsätzlich in Fällen der gewerblichen 
fliegerischen Mitbenutzung durch private Flugplatzbetreibergesellschaf- 
ten als Entgelt eine Grundgebühr und anteilige prozentuale Lande- und 
Abstellgebühren nach den Sätzen des Militärischen Luftfahrthandbuchs 
Deutschland erhoben. 

Üblicherweise liegt dabei die Grundgebühr bei 10% der Erlöse aus dem 
Flugbetrieb und bei 40 bis 45% der von der Betreibergesellschaft einge- 
nommenen Lande- und Abstellgebühren. 

Eine Subventionierung findet bei Anwendung dieser Bestimmungen 
grundsätzlich nicht statt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


57. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich in den Jahren seit 1990 in Deutsch- 
land die Zahl der Ausbildungsplätze der beruf- 
lichen Bildung in den Gesundheitsberufen, in 
Krankenhäusern, Kur- und Rehabilitationsein- 
richtungen sowie bei den Krankenkassen entwik- 
kelt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 30. April 1997 
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Die Zusammenstellung des Statistischen Bundesamtes in der Ausgabe 
„Bildung und Kultur" , Fachserie 1 1 , Reihe 2 - Berufliche Schulen - Schul- 
jahr 1995/96 (Statistisches Bundesamt Wiesbaden 1996) enthält im 
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Anhang - Schulen des Gesundheitswesens 1995 - S. 145 lediglich Anga- 
ben über Schulen (öffentliche, private), Schüler (männlich/weiblich), Klas- 
sen, Schulentlassene und Lehrpersonen von 1986 bis 1995 nach recht- 
lichem Status der Schulen, nach Schultypus, Berufsklassen, Geburtsjahr 
und Alter der Schüler, Vorbildung der Schüler, Schüler nach Berufsklas- 
sen und Schuljahrgängen, jeweils nach Ländern ausgewiesen sowie die 
auf Deutschland entfallenden entsprechenden Gesamtzahlen. Eine Auf- 
gliederung der Schülerbewegungen nach Krankenhäusern, Reha-Ein- 
richtungen und Krankenkassen - wie in der Frage erwähnt - ist nicht aus- 
gewiesen. 

Nach der genannten Datenquelle entwickelte sich die Gesamtschülerzahl 
aller nachstehend aufgeführten Gesundheitsberufe von 

96959 Schülern in 1990 

über 

104 153 Schüler in 1991, 

106608 Schülerin 1992, 

110529 Schülerin 1993, 

116465 Schüler in 1994 
auf 

125134 Schülerin 1995. 

Für das Jahr 1996 liegen noch keine Angaben vor. Dies gilt auch für die fol- 
genden Zahlen. Außerdem ist anzumerken, daß nur teilweise und jeweils 
wieder unterschiedliche Angaben aus Hessen, Brandenburg, Sachsen und 
Thüringen Vorlagen. Teilweise fehlen Angaben aus diesen Ländern zu 
den Schülerzahlen gänzlich. 

Die Schulen (Berufsfachschulen), an denen die genannten Schülerzahlen 
ausgebildet wurden, steigerte sich von 

1 615 im Jahr 1990 (604 öffentliche, 780 private), 

1733 im Jahr 1991 (673 öffentliche, 830 private), 

1 739 im Jahr 1992 (662 öffentliche, 830 private), 

1 778 im Jahr 1993 (651 öffentliche, 881 private), 

1810 im Jahr 1994 (631 öffentliche, 937 private), 

auf 

1854 Schulen im Jahr 1995 (630 öffentliche, 984 private). 

Die Zahlendiskrepanzen zwischen den Gesamtzahlen und der Aufteilung 
in öffentliche und private Schulen beruhen darauf, daß aus den Ländern 
Hessen, Brandenburg, Sachsen und Thüringen keine Angaben vorliegen 
sowie daß ab 1988 der Nachweis der öffentlichen und privaten Schulen 
unvollständig ist, da Daten einzelner Länder fehlen. 

Immerhin läßt sich feststellen, daß die Zahl der öffentlichen Schulen von 
1990 bis 1995 von 604 auf 631, die der privaten Schulen demgegenüber 
deutlich stärker von 780 auf 937 gestiegen ist. Letzteres ist auf das beson- 
ders starke Wachstum der Zahl privater Schulbetreiber in den neuen Län- 
dern ab 1993 zurückzuführen. 
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Die Insgesamtzahl von 125 134 Schülern in 1995 setzt sich im einzelnen aus 
folgenden Gesundheitsfachberufen (ohne Hessen und Thüringen) zusam- 


men: 

Physiotherapeut{en/innen) (nicht Ärzte/Ärztinnen) o. n. A. 5 484 

Masseur(e/innen) und medizinische Bademeister/innen 1 860 

Masseur(e/innen) 584 

Krankengymnast(en/innen) 7 897 

KrankenschwesternZ-pfleger, allgemein 63 931 

Säuglings-, KinderkrankenschwesternZ-pfleger 8 217 

HebammenZEntbindungspfleger 1 670 

KrankenpflegehelferZ-innen 3 193 

SanitäterZinnen 1 918 

Diätassistent(enZinnen) 1 343 

Medizinisch-technische Assistent(enZinnen) o. n. F. 179 

Medizinisch-technische Laboratoriumsassistent, Mediz. Laborant 3 161 

Medizinisch-technische Radiologieassistent(enZinnen) , 

Röntgenhelfer 1 567 

Veterinärmedizinisch-technischer Assistent, Veterinärmediz. 

Laborant 76 

Zytologie- Histologie assistent(enZinnen) 54 

Andere medizinisch-technische Assistent(enZinnen) 155 

Pharmazeutisch-technische Assistent(enZinnen) 2 859 

Therapeut(enZinnen) für Sprech- und Hörstörungen 1 281 

Therapeut(enZinnen) für Sehstörungen 103 

Beschäftigungs- und Arbeitstherapeut(enZinnen) 4 534 

AltenpflegerZinnen o. n. A. 13 270 

FamilienpflegerZinnen, Dorfhelf erZinnen 576 

HeilerziehungspflegerZinnen, HeilerzieherZinnen 24 

FußpflegerZinnen 38 

PflegevorschülerZinnen 857 

Sonstige 69 

Insgesamt: 125 134 


An dieser Stelle ist hervorzuheben, daß die Ausbildungen von Kranken- 
schwestern und -pflegern, Kinderkrankenschwestern und -pflegern, 
Krankenpflegehelfern und Hebammen ausschließlich an Schulen erfol- 
gen, die mit einem Krankenhaus verbunden sind. 

Aus den vorstehenden Angaben ist ersichtlich, daß die Gesamtzahl der in 
der Ausbildung befindlichen Gesundheitsfachberufe mit 96959 Schülern 
im Jahr 1990 bis 1995 auf 125134 Schüler gestiegen ist. Das sind 28175 
Schüler mehr als 1990. An dieser Steigerung sind die neuen Länder mit 
folgenden Anteilen beteiligt: 

Brandenburg mit 1 804, 

Mecklenburg- Vorpommern mit 180 
und Sachsen-Anhalt mit 1 713 Schülern. 

Das ist ein Anteil der neuen Länder von 3 697 Schülern. (Aus Sachsen und 
Thüringen liegen keine Angaben vor.) 
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58. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die Zahl der Ausbildungsplätze in den 
genannten Bereichen zu erhöhen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr, Sabine Bergmann-Pohl 
vom 30, April 1997 


Die Bundesregierung hat keine eigenständigen Möglichkeiten, die Zahl 
der Ausbildungsplätze zu erhöhen, da die Fachschulen der genannten 
Gesundheitsberufe - auch soweit sie nicht wie in Bayern, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in 
das Schulrecht der Länder einbezogen sind - wegen der Schulhoheit der 
Länder deren Schulaufsicht unterstehen. Dies gilt ungeachtet, ob die Trä- 
ger dieser Schulen öffentliche oder private Träger sind. In den genannten 
Ländern, die die Schulen für Gesundheitsberufe in ihr Schulrecht einbe- 
zogen haben, werden diese Schulen - in unterschiedlicher Intensität - aus 
Mitteln des Kultusetats gefördert. Bundesmittel stehen für die Förderung 
der Schulen für Gesundheitsberufe mangels einer Kultuskompetenz des 
Bundes nicht zur Verfügung. So bleibt bundesseitig nur, die Ausbildung 
mit Mitteln des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG), an denen 
der Bund anteilig beteiligt ist, zu fördern. Die genannten Ausbildungslehr- 
gänge sind mit Ausnahme der Berufe in der Krankenpflege sowie der 
Hebammen bei Vorliegen der individuellen Fördervoraussetzungen nach 
BAföG förderungsfähig. Soweit nach der jeweiligen staatlichen Prüfung 
nach Abschluß des Lehrgangs noch eine Praktikantenphase vorgeschrie- 
ben ist (Masseure und medizinische Bademeister - sechs Monate, Ret- 
tungsassistenten - zwölf Monate) wird in dieser Zeit von den Betrieben, in 
denen die Praktikanten tätig sind, eine Praktikanten Vergütung gezahlt, 
die tariflich geregelt ist. 

Die Ausbildungen nach dem Krankenpflegegesetz und dem Hebammen- 
gesetz sind kraft Gesetzes für den Schüler kostenfrei. Außerdem hat der 
Schüler Anspruch auf Zahlung einer monatlichen Ausbildungsvergütung 
(von 980 DM im ersten Ausbildungsjahr bis ca. 1 600 DM im dritten Jahr) 
aus Mitteln des Pflegesatzes. Mit Ausnahme der Ausbildungen in der 
Krankenpflege sowie der Hebammen sind die Ausbildungen der Gesund- 
heitsfachberufe insoweit schulgeldpflichtig, als sich die betreffenden 
Schulen (zumeist private) nicht an einem Krankenhaus befinden. Schulen 
hingegen, die an Krankenhäusern eingerichtet sind (zumeist öffentliche), 
erheben bis auf wenige Ausnahmen von Schülern kein Schulgeld, da sie 
die Ausbildungen wie im Falle der Krankenpflegeberufe und der Hebam- 
men nach den Vorschriften des Krankenhausfinanzierungsgesetzes über 
den Pflegesatz aufbringen. Insoweit entfällt eine Förderung nach BAföG. 


59. Abgeordneter 

Roland 

Richter 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Bewertung der 
Ersatzkassen, die in öffentlichen Äußerungen 
und in Schreiben an ihre Mitglieder flächendek- 
kende Erhöhungen ihrer Beitragssätze mit poli- 
tisch verursachten Ausgabensteigerungen recht- 
fertigen, und lassen sich diese Beitragserhöhun- 
gen mit vermeintlich ausgabensteigernden Aus- 
wirkungen des Ersten und Zweiten Neuord- 
nungsgesetzes (NOG) begründen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 30. April 1997 

Die Bewertung der Ersatzkassen, die defizitäre Finanzentwicklung der 
gesetzlichen Krankenkassen und daraus resultierende Beitragssatzerhö- 
hungen seien auf politisch verursachte Belastungen zurückzuführen, wird 
von der Bundesregierung nicht geteilt. Zwar trifft es zu, daß die Kranken- 
kassen durch das im parteiübergreifenden Konsens beschlossene Renten- 
reformgesetz von 1989 ab 1995 geringere Beitragseinnahmen für Arbeits- 
lose von der Bundesanstalt für Arbeit erhalten, gleichzeitig höhere Bei- 
träge für Krankengeldbezieher an Renten- und Arbeitslosenversicherung 
entrichten und damit in einer Größenordnung von jährlich insgesamt ca. 4 
bis 5 Mrd. DM belastet werden. Daß diesen Belastungen durch den Weg- 
fall der Leistungen der Krankenkassen bei Schwerpflegebedürftigkeit 
nach Einführung der Pflegeversicherung Entlastungen von jährlich 
ca. 4 Mrd. DM gegenüberstehen, wird jedoch von den Ersatzkassen ver- 
schwiegen. 

Andere von den Ersatzkassen öffentlich erwähnte gesetzlich verursachte 
Zusatzbelastungen - wie eine zwischenzeitlich diskutierte Übernahme 
der Kosten der Behandlungspflege in Heimen durch die Krankenkassen 
oder die Einführung einer nicht kostendeckenden Pflichtmitgliedschaft 
von Sozialhilfeempfängern in der gesetzlichen Krankenversicherung - hat 
es nicht gegeben. Auch im Zusammenhang mit den Maßnahmen des „Pro- 
gramms der Bundesregierung für mehr Wachstum und Beschäftigung" 
aus dem vergangenen Jahr werden von den Ersatzkassen in der öffent- 
lichen Diskussion Belastungen genannt, die an den Realitäten Vorbeige- 
hen. Beitragsausfälle durch eine Absenkung der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall von „bis zu 2 Mrd. DM" wären den Krankenkassen nicht 
einmal dann entstanden, wenn eine solche Absenkung von den Tarifpart- 
nern flächendeckend umgesetzt worden wäre. 

Insgesamt sind die Behauptungen der Ersatzkassen, die Ursachen für die 
defizitäre Finanzentwicklung der Krankenkassen und eine daraus resul- 
tierende Notwendigkeit von Beitragssatzanhebungen seien dem Gesetz- 
geber anzulasten, der Versuch, von eigenen Versäumnissen bei der Aus- 
-gabensteuerung abzulenken. 

Das Defizit der gesetzlichen Krankenversicherung von 6,3 Mrd. DM in 
1996 wäre vermeidbar gewesen, wenn die Beteiligten ihre konkreten 
Zusagen zur Ausgabenbegrenzung eingehalten hätten, die sie in der Kon- 
zertierten Aktion im Gesundheitswesen im September 1995 einvernehm- 
lich beschlossen hatten. Die Ausgabensteigerungen des vergangenen 
Jahres zeigen jedoch, daß die Selbstverwaltung nur bei der ärztlichen 
Gesamtvergütung die Empfehlungen der Konzertierten Aktion im 
Gesundheitswesen ernst genommen hat. In allen anderen Bereichen - bei 
der zahnärztlichen Versorgung, im Heil- und Hilfsmittelbereich, bei Kuren 
und bei Fahrkosten - wurden die konkreten Zusagen nicht eingehalten. 
Im stationären Bereich hat der Gesetzgeber sichergestellt, daß es im 
Unterschied zu den Jahren 1992 bis 1995 im Jahr 1996 lediglich eine Aus- 
gabensteigerung von 0,4% gab. 

Wenn das Defizit des Jahres 1996 mit rd. 6,3 Mrd. DM niedriger ausgefal- 
len ist als nach dem Ausgabenüberhang des 1. bis 3. Quartals (Defizit 
rd. 8,7 Mrd. DM) befürchtet werden mußte, so ist dies auch das Ergebnis 
verstärkter Einsparbemühungen der Krankenkassen, die allerdings offen- 
sichtlich erst in der zweiten Jahreshälfte erkennbar wurden. Hätten die 
Beteiligten in der Selbstverwaltung bereits Anfang 1996 mit ihren Spar- 
bemühungen begonnen, wären die Finanzlasten, die jetzt abzubauen 
sind, weitaus geringer. 
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Auch die Behauptung, die im 2. GKV-Neuordnungsgesetz vorgesehene 
Ablösung der Arznei- und Heilmittelbudgets durch arztgruppenspezifi- 
sche Richtgrößen sowie die Neuregelung der vertragsärztlichen Ver- 
gütung hätten automatisch A\isgabensteigerungen zur Folge und zwän- 
gen die Krankenkassen zu Beitragssatzerhöhungen, erweist sich bei nähe- 
rer Betrachtung als Scheinargument. Beide Neuregelungen übertragen 
vielmehr der gemeinsamen Selbstverwaltung von Ärzten und Kranken- 
kassen die notwendigen Instrumente, aber auch die Verantwortung für 
eine wirksame Steuerung der Qualität und Wirtschaftlichkeit in diesen 
Bereichen. 


Arztgruppenspezifische Richtgrößen in Verbindung mit Wirtschaftlich- 
keitsprüfungen setzen im Unterschied zu den Arznei- und Heilmittelbud- 
gets nicht auf eine Kollektivhaftung für alle Ärzte, sondern ermöglichen 
kontinuierliche Anreize für mehr Wirtschaftlichkeit bei den veranlaßten 
Leistungen für den einzelnen Arzt und können deshalb zu einer wirk- 
sameren Ausgabensteuerung führen als die Budgets. 


Auch die Vorwürfe der Krankenkassen, die Neuregelungen der vertrags- 
ärztlichen Vergütung führten automatisch zu Mehrausgaben der Kran- 
kenkassen in Milliardenhöhe, sind falsch und kurzsichtig. In der vertrags- 
ärztlichen Versorgung werden anstelle der bisher üblichen Gesamtver- 
gütung mit „floatendem Punktwert" „arztgruppenspezifische Regel- 
leistungsvolumina" mit einem vorab vereinbarten festen Punktwert ein- 
geführt. Dadurch werden Transparenz und Leistungsgerechtigkeit bei der 
Vergütung ärztlicher Leistungen erhöht und der sogenannte „Hamster- 
radeffekt" vermieden, der bei drastisch sinkendem Punktwert für die ein- 
zelne ärztliche Leistung viele Ärzte dazu veranlaßt hat, diesen Punktwert- 
verfall durch irrationale und medizinisch überflüssige Mengenausweitun- 
gen zu kompensieren. 


Im Falle einer Überschreitung dieser Regelleistungsvolumina haben die 
Vertragspartner für darüber hinausgehende Leistungen eine Vergütungs- 
abstaffelung vorzusehen, die Anreize zu Mengenexpansion verhindern 
soll. Gleichzeitig sollen aber auch Ausnahmen von dieser Abstaffelung 
vorgesehen werden, vor allem bei förderungswürdigen Leistungen wie 
z. B. Wochenend- oder Notdiensten, die auch zur Vermeidung teurer 
Krankenhausaufenthalte beitragen können. 


Es wäre eine Illusion zu glauben, durch Druck auf die Arzthonorare die 
übrige Ausgabeentwicklung der gesetzlichen Krankenversicherung in 
den Griff zu bekommen. Die Ärzteschaft hatte in den letzten Jahren deut- 
lich unterproportionale Ausgabenzuwächse zu verzeichnen. Dadurch ist 
der Anteil der ärztlichen Behandlung an den Leistungsausgaben der 
gesetzlichen Krankenversicherung kontinuierlich zurückgegangen, in 
den alten Ländern von 19,4% im Jahr 1975 auf 17,2% im Jahr 1995, 
obwohl die Zahl der an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden 
Ärzte in diesem Zeitraum allein in den alten Ländern von rd. 64 000 auf 
rd. 101000, d. h. um rd. 58%, gestiegen ist. Das Problem der Ausgaben- 
dynamik liegt nicht bei den ärztlich erbrachten, sondern bei den ärztlich 
veranlaßten Leistungen. Ä^f 1 DM, die für ärztliche Honorare ausgegeben 
wird, entfallen in der gesetzlichen Krankenversicherung ca. 4 DM auf 
Leistungen, die ärztlich verordnet oder veranlaßt werden. Hier ergeben 
sich für die Krankenkassen auch durch das 2. GKV-Neuordnungsgesetz 
eine Reihe von neuen Ansatzpunkten, im Rahmen von Modellvorhaben 
und durch „Strukturverträge" gemeinsam mit den Vertragsärzten zu sinn- 
vollen Einsparungen zu kommen. 
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Zu unmittelbaren Entlastungen der Krankenkassen und jährlichen Min- 
derausgaben von max. 4,7 Mrd. DM werden insbesondere die im 2. GKV- 
NOG vorgesehenen dauerhaften Anhebungen bestehender Zuzahlungen 
um 5 DM bzw. 5 Prozentpunkte bei allen gesetzlichen Krankenkassen füh- 
ren. Bei einem Inkrafttreten Mitte 1997 werden die Krankenkassen bereits 
in diesem Jahr um mehr als 2 Mrd. DM entlastet. Darüber hinaus haben 
auch die Zuzahlungserhöhungen, die durch nach dem 11. März 1997 wirk- 
sam gewordene Beitragssatzerhöhungen einzelner Krankenkassen aus- 
gelöst werden, ausgabenbegrenzende Wirkung. 

Dieser Sanktionsmechanismus übt auf die Krankenkassen einen Anreiz 
aus, Beitragssatzerhöhungen und damit verbundene Nachteile im Wett- 
bewerb um die Gunst der Versicherten möglichst zu vermeiden. Werden 
dennoch Beitragssatzanhebungen durchgeführt, so wird durch die Zuzah- 
lungsanhebung der Beitragserhöhungsbedarf der einzelnen Kranken- 
kasse reduziert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


60. Abgeordnete 

Gila 

Altmann 

(Aurich) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Werden die Refinanzierungskosten von privat 
vorfinanzierten Straßenbauprojekten im Rück- 
zahlungszeitraum auf die Länderquote bei den 
Straßenbauinvestitionen aus dem Bundeshaus- 
halt angerechnet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 7. Mai 1997 

Die Refinanzierungsraten privat vorfinanzierter Bundesfernstraßen- 
projekte setzen sich in etwa hälftig aus Bau- und Zinskosten zusammen. 
Aus diesem Grund tragen die Länder diese Kosten nur zur Hälfte unmittel- 
bar aus ihrem Plafond. 


61. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus dem Strahlenalarm auf dem Flughafen 
Berlin-Tegel am 17. April 1997, und welche Maß- 
nahmen hält die Bundesregierung für erforder- 
lich, um zu garantieren, daß durch den Transport 
radioaktiven Frachtgutes auf dem Luftweg keine 
Gefahren für Umwelt und Gesundheit entstehen? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 7. Mai 1997 

Die Anforderungen an einen sicheren Transport von Gefahrgut - auch des 
radioaktiven Frachtgutes - im Luftverkehr sind im Luftverkehrsgesetz, der 
Luftverkehrszulassungsordnung und im einzelnen in den Gefahrgutvor- 
schriften der Internationalen Zivilluftfahrt- Organisation (ICAO) geregelt. 
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Der Strahlenalarm auf dem Flughafen Berlin-Tegel am 17. April 1997 
wurde ausgelöst, nachdem im Lager ein Packstück mit radioaktivem 
Inhalt beschädigt vorgefunden worden war. Diese Beschädigung entstand 
bei einem Fall von einem Förderband nach dem Ausladen aus dem Flug- 
zeug. Dabei wurde der Deckel der äußeren Verpackung verbeult. 

Das Packstück war gemäß den Gefahrgutvorschriften der ICAO gekenn- 
zeichnet und sicher verpackt. Eine Gefahr für Lademitarbeiter oder Passa- 
giere bestand zu keinem Zeitpunkt. Konsequenzen für eine Änderung der 
ICAO-Gefahrgutvorschriften können aus diesem Vorfall nicht abgeleitet 
werden. 


62. Abgeordneter 

Wolf gang 
Behrendt 

(SPD) 


Trifft es zu, daß eine kurze Zugfolge der geplan- 
ten Magnetschwebebahn Transrapid durch die 
Eingleisigkeit der Strecke betriebstechnisch er- 
heblich erschwert wird? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 7. Mai 1997 


Die Strecke wird durchgehend doppelspurig ausgebaut. Damit sind die 
infrastrukturellen Voraussetzungen geschaffen, um optimale, bedarfs- 
weise auch sehr kurze Zugfolgen zu ermöglichen. 


63. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung des 

Wolfgang Umweltbundesamtes zu, daß durch technische 

Behrendt Veränderungen an den Fahrzeugen der Deut- 

(SPD) sehen Bahn AG und durch vernünftige Schienen- 

pflege der durch den Bahnverkehr verursachte 
Schallpegel erheblich gesenkt werden könnte, 
und wird die Bundesregierung entsprechend auf 
die Deutsche Bahn AG einwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 7. Mai 1997 


Das Umweltbundesamt hat 1996 ein Forschungsvorhaben zur Ermittlung 
der Geräuschemissionen von Schienenfahrzeugen vergeben, um das 
Lärmminderungspotential sowie die Kosten und damit die wirtschaft- 
lichen Auswirkungen zu ermitteln; Ergebnisse hierzu liegen derzeit noch 
nicht vor. Eine spürbare Senkung des Emissionspegels würde nach dem 
bisherigen Stand der Technik einen Güterwagen so verteuern, daß sich 
dadurch die Wettbewerbsposition des Verkehrsträgers Schiene im Güter- 
verkehr verschlechtern würde. 

Untersuchungen zur Herstellung und Unterhaltung einer riffelfreien 
Schienenoberfläche haben ergeben, daß bei Anwendung des „besonders 
überwachten Gleises” eine Verminderung des Mittelungspegels um im 
Mittel mehr als 2 dB (A) für Güterzüge und 3,5 dB (A) für scheibengebrem- 
ste Reisezüge erreicht werden kann. Die Einwirkungsmöglichkeiten der 
Bundesregierung auf die Deutsche Bahn AG richten sich nach den Vor- 
schriften des Aktienrechts, die eine Weisung an das Unternehmen Deut- 
sche Bahn AG im Sinne der Fragestellung nicht zulassen. 
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64. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Gibt es konkrete Vorstellungen und Planungen 
darüber, den Kopfbahnhof auf der Lindauer Insel 
durch den Bau eines Durchgangsbahnhofes auf 
dem Festland zu ersetzen, und in welcher Weise 
kann oder wird sich der Bund an diesem Projekt 
beteiligen? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 7. Mai 1997 


Wie die Deutsche Bahn AG (DB AG) der Bundesregierung mitgeteilt hat, 
führt sie z. Z. Untersuchungen durch mit dem Ziel, die Bahnanlagen in 
Lindau zu optimieren. Die Planungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Der Bund finanziert Investitionen in die Schienenwege der DB AG auf der 
Grundlage des Bundesschienenwegeausbaugesetzes im Rahmen der Mit- 
tel, die hierfür zur Verfügung stehen. Für die Entscheidung darüber, wel- 
che Vorhaben im Einzelfall finanziert werden sollen, sind zunächst eine 
Bewertung und eine Prioritätenreihung der entsprechenden Vorhaben 
erforderlich. Eine solche Bewertung ist für das Optimierungsprojekt in 
Lindau derzeit noch nicht möglich. 


65. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(SPD) 


Liegt im Fall der Zu- und Abfahrt für die Firma W. 
von der bislang anbaufreien Bundesstraße 3 im 
Norden Freiburgs ein Einzelfall vor, oder auf 
welcher Rechtsgrundlage ist es auch bei anderen 
Firmen an anderen Bundesstraßen üblich, eine 
separate Zu- und Abfahrt zu bauen? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 6. Mai 1997 


Die Stadt Freiburg ist seit dem 1. Januar 1990 Baulastträger für die B 3 im 
Bereich der Zufahrt zum und Abfahrt vom Gelände der Firma WERTKAUF 
und entscheidet daher insoweit über Zu- und Abfahrten in eigener Zustän- 
digkeit. Sie hat diese Zu- und Abfahrten in erster Linie angelegt, um die 
Ortsmitte von Zähringen von dem erheblichen Verkehrsaufkommen zu 
entlasten, das der Kundenstrom der Firma WERTKAUF verursacht. Aus- 
wirkungen auf den Bau von Zu- und Abfahrten an Bundesfernstraßen in 
der Baulast des Bundes entstehen nicht. 


66. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Auf welcher Grundlage verweigert das Bundes- 
ministerium für Verkehr die Bezuschussung von 
Bahnsteigen nach dem Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz (GVFG) und dem Bundes- 
schienenwegeausbaugesetz (BSchwaG), die eine 
andere Bahnsteighöhe als 760 mm haben, obwohl 
die Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) 
auch niedrigere Bahnsteighöhen zuläßt? 
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67. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß bei einer Bahnsteighöhe von 760 mm ein 
niveaugleicher Zugang zu neu beschafften Nie- 
derflurtriebwagen, die die Belange von Personen, 
die in ihrer Mobilität eingeschränkt sind, berück- 
sichtigen und die von den Ländern mit 50% bezu- 
schußt werden sollen, nicht möglich ist? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 6. Mai 1997 

Die in den Fragen unterstellte Praxis der finanziellen Förderung trifft nicht 
zu. 


Das Bundesministerium für Verkehr hat im Einvernehmen mit den Län- 

dem folgende Regelungen getroffen: 

„1. Generelles Ziel bleibt, entsprechend § 13 Abs. 1 EBO, Bahnsteige mit 
der Höhe von 0,76 m über SO zu errichten. Vor diesem Hintergrund 
dieses gemeinsamen Zieles als Voraussetzung einer diskriminie- 
rungsfreien Benutzung der Infrastruktur ist bei künftigen Bahnsteig- 
bauten möglichst umfassend diese Regelhöhe zu realisieren. 

Dementsprechend werden hier Fördermittel des Bundes gewährt. 

Vorhandene Bahnsteige mit Regelhöhe 0,76 m dürfen nicht abgesenkt 
werden. 

2. Abweichend von Ziffer 1 sind auch Bahnsteige mit 0,55 m Bahnsteig- 
höhe förderungswürdig bei Stationen, 

2.1 die ausschließlich oder ganz überwiegend von Nahverkehrsfahr- 
zeugen mit geringerer Fußbodenhöhe als Regelbahnsteighöhe 
angefahren werden. Voraussetzung für eine Förderung ist jedoch 
die ausdrückliche Zustimmung der DB AG dazu, daß eine von 
0,76 m abweichende Bahnsteighöhe realisiert wird. Bundes- 
zuwendungen für nachträgliche Aufhöhungen werden nicht 
gewährt, 

2.2 deren örtliche Besonderheiten (z. B. Bahnsteighalle unter Denk- 
malschutz, Höhenlage des Empfangsgebäudes mit Hausbahn- 
steig) zu unverhältnismäßigen Mehraufwendungen für die Reali- 
sierung der Regelbahnsteighöhe führen würde. 

Vorkehrungen für eine kostengünstige spätere Aufhöhung auf 
die Bahnsteigregelhöhe von 0,76 m, die dann grundsätzlich 
zuwendungsfähig sein können, werden vom Bund nicht verlangt. 

3. Für bestehende Bahnsteige mit 0,38 m Höhe und niedriger gilt 
Bestandsschutz. 

Bahnsteigbauten mit 0,38 m Höhe sind - auch wenn damit noch nie- 
drigere Bahnsteige ersetzt werden sollen - mit Bundesmitteln in der 
Regel nicht förderungswürdig. Übergangsweise kann das Eisenbahn- 
Bundesamt bis zum 31. Dezember 2001 Ausnahmen zur Berücksichti- 
gung besonderer Verhältnisse im Einzelfall fördern. ” 


68. Abgeordnete 

Christa 

Lörcher 

(SPD) 


Welchen Stellenwert räumt die Bundesregierung 
der Schwarzwald-Bahn zwischen Offenburg und 
Singen als Nord/Süd-Verbindung zwischen 
Hamburg und Konstanz sowie als Stütze für einen 
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„sanften" Tourismus mit Bahnanbindung der 
Kreise Emmendingen und Schwarzwald-Baar 
ein? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 6. Mai 1997 


Die Bewertung des vorhandenen Streckennetzes auf seine Eignung für 
bestimmte Verkehrsangebote, wie z. B. Touristikverkehre, sowie die 
Planung des diesbezüglichen Zugangebotes sind unternehmerische 
Aufgaben der Eisenbahnverkehrsunternehmen, in die der Bund nicht 
eingreift. 

Das Bundesministerium für Verkehr begrüßt im übrigen jede Zusammen- 
arbeit der für den Tourismus zuständigen Stellen und der Eisenbahnen mit 
dem Ziel, durch Optimierung der Reise von Haus zu Haus eine Entlastung 
der touristisch stark nachgefragten Gebiete vom Pkw- Verkehr zu bewir- 
ken. 


69. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Welche Sanierungsmaßnahmen erfolgten mit 
welchen Kosten für die einzelnen Vorhaben seit 
1989 an der Bundesautobahn (BAB 5/E 35) zwi- 
schen Ausfahrt Heppenheim und dem Heidelber- 
ger Kreuz? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 7. Mai 1997 


Die Bundesautobahn A 5 zwischen Heppenheim und Heidelberg wurde 

- im Jahr 1995 im Abschnitt Heppenheim (Landesgrenze HE/BW) — 
Hirschberg für 14,7 Mio. DM und 

- im Jahr 1996 im Abschnitt Hirschberg — Dossenheim für 8,8 Mio. DM 
jeweils durch Hocheinbau einer bituminösen Decke auf der gesamten 
Fahrbahn und wird 

- im Jahr 1997 im Abschnitt Dossenheim — Heidelberg für 2,5 Mio. DM 
durch Tiefeinbau einer bituminösen Decke auf den Außenfahrstreifen 

saniert. 


70. Abgeordneter Welche weiteren finanziellen Maßnahmen sind in 

Klaus Dieter welchem Zeitraum kurz- bzw. mittelfristig wei- 

Reichardt terhin vorgesehen? 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 7. Mai 1997 

Mit den vorgenannten Maßnahmen ist die A 5 im genannten Bereich 
durchgehend saniert. Dementsprechend sind weitere Sanierungsmaß- 
nahmen kurz- bzw. mittelfristig nicht vorgesehen. 
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Bauwesen und Städtebau 


71. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 

(SPD) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
die Entwicklung der Neuvertragsmieten der letz- 
ten 15 Monate in den neuen Bundesländern in 
Städten und Gemeinden bis 20000, zwischen 
20000 und 50000, zwischen 50000 und 100000, 
zwischen 100000 und 200000, zwischen 200000 
und 500000 und mit mehr als 500000 Einwoh- 
nern? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 5. Mai 1997 


Die amtliche Mietenstatistik kennt nicht die Differenzierung nach Größe 
der Gemeinden und Unterteilung in Neuvertragsmieten und Bestands- 
mieten. 

Der amtliche Index für alle Mieten in den neuen Ländern weist jedoch für 
1996 gegenüber 1995 im Jahresdurchschnitt eine Mietensteigerung von 
6,8% aus. Die Zuwachsraten für die ersten drei Monate des Jahres 1997 
gegenüber den Vorjahresmonaten liegen bei 3,2% (Januar 1997), 3,4% 
(Februar 1997) und 3,5% (März 1997). 

Im Rahmen eines vom Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau in Auftrag gegebenen Gutachtens sind jedoch Neuver- 
tragsmieten nach drei Ortsgrößenklassen untersucht worden, wobei 
zusätzlich nach Baujahr und Ausstattung differenziert worden ist. Mit 
Stand August 1996 ergaben sich als Mittelwert der Nettokaltmiete 
8,64 DM pro qm. Differenziert nach Baualtersstufen und Ortsgrößen 
ergaben sich folgende Werte: 


Neuvertragsmieten nach Ortsgröße 


Neuvertragsmieten 

Nettokaltmiete DM pro qm 

Ortsgröße (Einwohnerzahl) 

gesamt 

200000 

und mehr 

10000 bis 
200000 

unter 10000 

bis 1948 ohne Vollausstattung 

4,76 

6,25 

6,35 

5,78 

bis 1948 mit Vollausstattung 

11,66 

9,33 

6,85 

9,83 

1949 bis 1971 ohne Vollausstattung 

6,04 

5,57 

5,11 

5,54 

1949 bis 1971 mit Vollausstattung 

6,83 

7,15 

8,38 

7,30 

1972 bis 1989 mit Vollausstattung 

6,52 

6,88 

6,20 

6,49 

gesamt 

9,20 

8,63 

7,88 

8,64 


(Quelle: IfS/Berlin) 


In dem der Untersuchung zugrundeliegenden Zeitraum (August 1995 bis 
August 1996) lag der Anteil der Neuvertragsmieten bei knapp 8%. 
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Der Vergleich der Neuvertragsmieten mit den Bestandsmieten zeigt, daß 
bei der Baualtersklasse von 1949 bis 1971 (7,30 DM/qm) und 1972 bis 1989 
(6,45 DM/qm) die Neuvertragsmieten bei Vollausstattung nur gering- 
fügig über den Bestandsmieten liegen (Unterschied 0,40 DM/qm und 
0,42 DM/qm). 


Anders verhält sich die Entwicklung im Altbestand. Bei Altbauwohnun- 
gen mit Vollausstattung liegen die Neuvertragsmieten um 2,50 DM/ qm 
(9,83 DM/qm gegenüber 7,32 DM/qm) höher als die Bestandsmieten. Die 
große Differenz ist jedoch nicht allein auf die Möglichkeit der Forderung 
höherer Mieten bei Neuverträgen zurückzuführen. Vielmehr handelt es 
sich bei den seit August 1995 bezogenen Wohnungen stark überproportio- 
nal um modernisierte bzw. wiederhergestellte Wohnungen. 


Dies bestätigt die Entwicklung bei Altbauwohnungen mit Schlechtaus- 
stattung, die in der Tabelle nicht separat auf geführt sind. Hierzu wurden 
mit 4,41 DM/qm nur unwesentlich höhere Mieten als im Bestand (4,33 
DM/qm) erzielt. 


72. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 

(SPD) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
die Entwicklung des Tabellenwohngeldes und 
des pauschalierten Wohngeldes in den neuen 
Bundesländern in den Städten und Gemeinden 
nach der Höhe der ausgezahlten Beträge und 
nach der Anzahl der betroffenen Haushalte? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 5. Mai 1997 


Der Bundesregierung liegt die letzte Wohngeldstatistik aus dem Jahr 1995 
vor; sie beinhaltet keine Differenzierung nach Städten und Gemeinden. 

Die Zahl der Wohngeldempfänger und die durchschnittlichen Wohngeld- 
beträge haben sich in den neuen Ländern in den Jahren 1993 bis 1995 wie 
folgt entwickelt: 


Jahr 

Empfänger 
insgesamt 
in 1 000 

spitzes Wohngeld 

Pauschalwohngeld 

Empfänger 

durchschnitt- 

liches 

Wohngeld 

Empfänger 

durchschnitt- 

liches 

Wohngeld 

1993 

1 369 

1 315 

127 

54 

156 

1994 

842 

776 

132 

66 

187 

1995 

657 

582 

148 

75 

194 


Für 1996 liegen Hinweise vor, daß die Zahl der Empfänger - allerdings in 
geringerem Umfang als bisher - zurückgegangen ist. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


73. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung 
aus der Anhörung des Ausschusses für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung zum Programm „Beschäf- 
tigung durch Innovation" gezogen, und in wel- 
cher Weise fließen in diesem Kontext die Resul- 
tate des Kongresses „Dienstleistungen für das 
21. Jahrhundert" in die weiteren Planungen ein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 29. April 1997 


Ergebnisse und Protokoll der Anhörung sind im Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF) ausgewertet 
worden. Die bereits eingeleitete Neuorientierung von Maßnahmen der 
Forschungsförderung des Programms „Arbeit und Technik" an der Leit- 
idee „Beschäftigung durch Innovation" ist durch die Anhörung bestätigt 
worden. Das BMBF hat die Tagung „Dienstleistungen für das 21. Jahrhun- 
dert" nicht nur unterstützt und mit vorbereitet, sondern bezieht die Ergeb- 
nisse in die laulenden Arbeiten zur Entwicklung eines Förderkonzeptes 
ein. Ich erwarte, daß dieses Förderkonzept der Öffentlichkeit zum Jahres- 
ende vorgestellt werden kann. Weiterhin ist mit der Förderung sogenann- 
ter „Prioritärer Erstmaßnahmen" im Dienstleistungsbereich begonnen 
worden. Durch sie werden strategisch wichtige Themenfelder strukturiert, 
die Machbarkeit von Forschung und Entwicklung zur Problemlösung 
geprüft und Kristallisationskerne der Zusammenarbeit von Wissenschaft 
und Wirtschaft gebildet. 


74. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie verteilen sich die Haushaltsmittel, die der 
Bund in Höhe von 23 Mio. DM für das Projekt 
„Schulen ans Netz" zur Verfügung stellen will 
auf die einzelnen Haushaltsjahre, und aus wel- 
chen Kapiteln/Titeln/Titelgruppen/Haushalts- 
stellen stammen die genannten Gelder? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 30. April 1997 


Die Bundesregierung wird für die Initiative „Schulen ans Netz" bis zum 
Jahr 2001 Mittel von insgesamt 23 Mio. DM zur Verfügung stellen. 

Die Aufteilung der Mittel auf die einzelnen Jahre sowie auf die Kapitel/ 
Titel entnehmen Sie bitte der nachfolgenden Tabelle. 
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HHJ 

Kapitel / Titel / Mittel 

. Kapitel / Titel / Mittel 

Kapitel / Titel / Mittel 

1996 

Kap. 3002 

Allgemeine Forschungs- 
förderung und Bildungs- 
planung 

Kap. 3003 

Berufliche Bildung und 
Maßnahmen der Weiter- 
bildung 

Kap. 3006 

Informationstechnik, Bio- 
technologie und sonstige 
Technologiebereiche 


Tit. 53205 

Ressortforschung sowie 
wissenschafthche Tagun- 
gen im Bereich des allge- 
meinen Bildungswesens 

Tit. 68504 

Förderung von Versuchs- 
und Modelleinrichtun- 
gen und -Programmen 
im Bereich der beruf- 
lichen Bildung 

Tit. 683 10 

Neue Basistechnologien 
für die Informations- 
und Kommunikations- 
technik 


0,46 Mio. DM 

0,4 Mio. DM 

4,0 Mio. DM 

1997 

Kap. 3002 

Allgemeine Forschungs- 
förderung und Bildungs- 
planung 

Kap. 3003 

Berufliche Bildung und 
Maßnahmen der Weiter- 
bildung 

Kap. 3006 

Informationstechnik, Bio- 
technologie und sonstige 
Technologiebereiche 


Tit. 65202 

Versuchs- und Modell- 
einrichtungen und -Pro- 
gramme, Ressortfor- 
forschung sowie wissen- 
schaftliche Tagungen im 
Bereich des allgemeinen 
Bildungswesens 

Tit. 68504 

Versuchs- und Modell- 
einrichtungen und -Pro- 
gramme, Ressortfor- 
forschung sowie wissen- 
schaftliche Tagungen im 
Bereich der beruflichen 
Bildung 

Tit. 68316 

Innovative Dienstleistun- 
gen durch Multimedia 


0,88 Mio. DM 

0,65 Mio. DM 

3,5 Mio. DM 

1998 

Kap. 3002 

Zusammenlegung 
der Titel 

Kap. 3006 


Tit. 65205 

Innovationen und 
Ressortforschung im 
Bildungswesen 

2,02 Mio. DM 


Tit. 68316 

4,0 Mio. DM 

1999 

Kap. 3002 


Kap. 3006 


Tit. 65205 

1 

Tit. 68316 


1,71 Mio. DM 

! 

1,5 Mio. DM 

2000 

Kap. 3002 


Kap. 3006 


Tit. 65205 


Tit. 68316 


0,88 Mio. DM 


1,5 Mio. DM 

2001 



Kap. 3006 




Tit. 68316 




1,5 Mio. DM 

i: 

5,95 Mio. DM 

1,05 Mio. DM 

16,0 Mio. DM 


Bonn, den 9. Mai 1997 
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